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Die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben stellt 
besondere Anforderungen an den Öffentlichen 
Nahverkehr, denn dieser soll möglichst für alle 
nutzbar sein. Eine barrierefreie Gestaltung des 
öffentlichen Personennahverkehrs – kurz ÖPNV 
– ist eine von der Europäischen Union, der Bun-
desrepublik Deutschland und ihren 16 Bun-
desländern gleichermaßen verfolgte, gesell
schaftspolitische Aufgabe.

In unserem Land sind von einer Behinderung 
oder Beeinträchtigung sehr viele Menschen be-
troffen: Stand 2019 gibt es im Saarland allein 
214.596 Menschen mit einer amtlich festge-
stellten Behinderung, das entspricht 22 Pro-
zent der Bevölkerung. 

Die barrierefreie Nutzung des straßengebunde-
nen Nahverkehrs muss zum Ziel haben, dass 
alle Verkehrsteilnehmenden die ÖPNV-Fahrzeu-
ge und die dazu gehörende Infrastruktur in der 
allgemein üblichen Weise, ohne besondere Er-
schwernis und grundsätzlich ohne fremde Hilfe 
nutzen können. Für eine nachhaltige Mobilität 
der Zukunft in einer älter werdenden Gesell-
schaft ist die barrierefreie Nutzung der Infra-
struktur unverzichtbar. Zudem profitieren nicht 
nur Menschen mit dauerhaften körperlichen 

Einschränkungen von einem barrierefreien 
ÖPNV, sondern beispielsweise auch Menschen, 
die mit schwerem Gepäck, mit Fahrrädern oder 
mit Kinderwagen im ÖPNV unterwegs sind. 

Der „Verkehrsentwicklungsplan ÖPNV“ hat die 
Barrierefreiheit als besonderes Handlungsfeld 
definiert. Die Relevanz des Themas für das 
Saarland spiegelt sich in der Förderrichtlinie 
Barrierefreiheit wider, in deren Rahmen der 
barrierefreie Umbau von Haltestellen mit 90 
Prozent der zuwendungsfähigen Kosten geför-
dert wird. Mit dem vorliegenden Leitfaden stellt 
das Land nun zusätzlich eine wertvolle Hand-
reichung zur Verfügung, um einheitliche Stan-
dards für die Herstellung von barrierefreien 
Haltestellen zu gewährleisten.

Dieser Leitfaden beschreibt anhand zahlrei-
cher Beispiele auch aus dem Saarland, auf 
welche Gegebenheiten zwingend zu achten 
ist, um Planungsfehler zu vermeiden und 
möglichst saarlandweit abgestimmte Aus-
baustandards sicherzustellen. Er dokumen-
tiert die vereinbarten Standards und Anfor-
derungen zum barrierefreien Neu-, Um- und 
Ausbau der Bushaltestellen im Saarland und 
dient vornehmlich Städten und Gemeinden als 

Wertvolle Handreichung für die  
Herstellung von barrierefreien Haltestellen
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Straßenbaulastträgern als Planungshilfe. Um 
einen möglichst hohen Praxisbezug herzustel-
len, wurde auf eine enge Abstimmung mit grö-
ßeren Verkehrsunternehmen, dem Zweckver-
band Personennahverkehr Saarland und dem 
Landesbeauftragten für Menschen mit Behin-
derungen großer Wert gelegt.

Die baulichen Mindestanforderungen orientie-
ren sich an den in Deutschland allgemein aner-
kannten Regeln der Technik, den einschlägigen 
DIN-Normen und Empfehlungen zur Herstel-
lung der Barrierefreiheit. Nicht überall lassen 
sich beim barrierefreien Aus- und Umbau von 
Bushaltestellen, etwa aus Platzmangel, norm-

gerechte Standards einwandfrei umsetzen. 
Auch die idealtypische Musterhaltestelle gibt 
es nur bedingt. Jede Haltestelle ist individuell 
zu planen, abhängig von den verschiedenen 
Rahmenbedingungen vor Ort. 

Eine barrierefreie Haltestelle verbessert den 
ÖPNV insgesamt und hat damit positive Effek-
te für alle Fahrgäste und den Klimaschutz. Die 
Barrierefreiheit bleibt auch weiterhin ein Pro-
zess der Annäherung an ein Ideal. Ich bin über-
zeugt davon, dass der vorliegende Leitfaden 
einen wertvollen Beitrag dazu leisten wird, um 
diesem Ideal im Saarland einen großen Schritt 
näher zu kommen.

Ihre



Leitfaden Bushaltestellen zur Richtlinie NMOB–Barrierefreiheit	 5

Mit der Ratifizierung des Übereinkommens der 
Vereinten Nationen über die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen (UN-Behinderten-
rechtskonvention – UN-BRK) hat sich Deutsch-
land verpflichtet, umfassende Teilhabe für 
Menschen mit Behinderungen in allen Lebens-
bereichen – auch im Bereich Mobilität – zu er-
möglichen. Die UN-BRK bindet auch die Länder,  
in den Bereichen ihrer Gesetzgebungskompe-
tenzen die Ziele der Konvention zu verfolgen. 
Entsprechend ist die Herstellung einer barriere
freien Haltestelleninfrastruktur Gegenstand 
des Aktionsplans zur Umsetzung der UN-Behin-
dertenrechtskonvention im Saarland (MSGFF 
2022, S. 102).

Zudem hat der Gesetzgeber im Personenbeför-
derungsgesetz (PBefG) das Ziel einer vollstän-
digen Barrierefreiheit im ÖPNV formuliert (§ 8 
Abs. 3 PBefG) und in der Gesetzesbegründung 
betont, dass die UN-BRK auf ein Höchstmaß an 
Barrierefreiheit verpflichtet. Sowohl beim Neu-
bau und beim Umbau der Infrastruktur als auch 
bei der Fahrzeugneubeschaffung und Fahr-
zeugsanierung ist auf das Ziel einer umfassen-
den Barrierefreiheit hinzuwirken.

Um die Herstellung der Barrierefreiheit im 
ÖPNV zu unterstützen, fördert das Saarland im 
Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel nach 
Maßgabe der Richtlinie NMOB-Barrierefreiheit 
und den Verwaltungsvorschriften zu den §§ 23 
und 44 der derzeit gültigen Haushaltsordnung 

1	 Hintergrund und Zielsetzung  
des Leitfadens

des Saarlandes (LHO) Vorhaben für den barrie-
refreien Um- bzw. Neubau von Haltestellen im 
öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV). Im 
Rahmen der Förderrichtlinie NMOB-Barriere-
freiheit werden Aus-, Um- und Neubaumaßnah-
men an Haltestellen des straßengebundenen 
ÖPNV (Bushaltestellen) gefördert.

Eine Voraussetzung für die Förderung ist, dass 
die Haltestelle nach definierten, einheitlichen 
Standards geplant und gebaut ist. Dieser Leit-
faden stellt die entsprechenden Standards dar, 
die im Rahmen des Förderantrags zu berück-
sichtigen sind. Den Festlegungen in diesem 
Leitfaden liegen die Planungsanforderungen 
an barrierefreie Verkehrsanlagen aus Regel
werken zugrunde, die Standards für eine bun-
desweit einheitliche Anwendung darstellen. 
Dabei ersetzt der Leitfaden die Anwendung der 
Regelwerke nicht, sondern er stellt wesentliche 
Punkte als Leitlinie für den Förderantrag dar.

Der Leitfaden soll insofern

� einheitliche Standards für die Herstellung 
der Barrierefreiheit bei Bushaltestellen im 
Saarland festschreiben;

� dabei unterstützen, Planungsfehler zu ver-
meiden;

� alle mit dem Thema befassten Akteure für 
das Handlungsfeld barrierefreies Planen 
und Bauen sensibilisieren.
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2.1	 Gesetzlicher Rahmen

2.1.1	 UN-Behindertenrechts
konvention

Die UN-BRK ist in Deutschland durch Bundes-
gesetz am 26. März 2009 verbindlich in Kraft 
getreten. Mit Ratifizierung der UN-BRK ver-
pflichten sich die Vertragsstaaten gesellschaft-
liche Bedingungen zu schaffen, die niemanden 
ausschließen und die die Bedürfnisse von Men-
schen mit unterschiedlichen Behinderungen 
berücksichtigen. Leitend sind dabei die Prin-
zipien Selbstbestimmung, Teilhabe und Inklu
sion. Die Ziele der UN-BRK schließen auch den 
Zugang zur physischen Umwelt, zu Transport-
mitteln sowie der notwendigen Information 
und Kommunikation, einschließlich Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien und 
-systemen, ein (vgl. Art. 9 und Art. 20 UN-BRK).

Die Ratifizierung der UN-BRK erfolgte durch 
Zustimmung aller Bundesländer. Wie ande-
re internationale Verträge gilt die UN-BRK in 
Deutschland als einfaches Bundesrecht. Sie 
bindet damit auch die Länder, in den Bereichen 
ihrer Gesetzgebungskompetenzen die Ziele der 
UN-BRK zu verfolgen.

2.1.2	 Behindertengleichstellungs-
gesetze

Im Jahr 2002 trat das Behindertengleichstel-
lungsgesetz (BGG) auf Bundesebene in Kraft. 
Dieses formulierte erstmals das Ziel, gestal-
tete Lebensbereiche so auszuführen, dass 
Menschen mit Behinderung ohne besondere 
Erschwernisse gleiche Chancen im Alltag er-
halten wie Menschen ohne Behinderung. Dies 
wurde vom Gesetzgeber durch die Bedingun-
gen „grundsätzlich ohne fremde Hilfe auffind-
bar, zugänglich und nutzbar“ deutlich gemacht 
(§ 4 BGG)1 . Übergeordnetes Ziel des Gesetzes 
ist es, physische Barrieren und Kommunika-

1	 Die Präzisierung „auffindbar“ wurde mit der Novellierung des 

BGG im Jahr 2016 eingefügt.

tions-Barrieren zu beseitigen (vgl. § 8 BGG). 
Im Zusammenhang mit dem Inkrafttreten des 
BGG im Jahr 2002 wurden zahlreiche Gesetze 
und untergesetzliche Regelungen an den ge-
änderten Rechtsrahmen angepasst, beispiels
weise das Personenbeförderungsgesetz und 
das Fernstraßengesetz.

Bereits 2003 hat auch das Saarland ein Behin-
dertengleichstellungsgesetz erlassen, dessen 
Ziele mit dem Bundes-BGG übereinstimmen. Im 
Saarländischen BGG (SBGG) ist verankert, dass

„[…] bauliche oder andere Anlagen, öf-
fentliche Wege, Plätze und Straßen sowie 
öffentlich zugängliche Verkehrsanlagen 
und Beförderungsmittel im öffentlichen 
Personenverkehr […] nach Maßgabe der 
einschlägigen Rechtsvorschriften des Lan-
des barrierefrei zu gestalten [sind].“ 

2.1.3	 Gesetze zur Ausgestaltung 
des ÖPNV

Der Gesetzgeber hat für die Aufgabenträger 
festgelegt, dass diese bei der Definition der An-
forderungen an den ÖPNV im Nahverkehrsplan

„die Belange der in ihrer Mobilität oder 
sensorisch eingeschränkten Menschen mit 
dem Ziel zu berücksichtigen, für die Nut-
zung des öffentlichen Personennahver-
kehrs […] eine vollständige Barrierefreiheit 
zu erreichen.“ (§ 8 Abs. 3 Satz 3 PBefG) 

Für die Ausgestaltung des ÖPNV im Saarland 
hat der Gesetzgeber darüber hinaus festgelegt, 
dass

„[d]ie Fahrzeuge, die baulichen Anlagen 
und die Fahrgastinformationssysteme […] 
bei Neuinvestitionen dem Stand der Tech-
nik und den Belangen des Umweltschutzes 
sowie den Anforderungen an Sicherheit und 
Barrierefreiheit entsprechen; im Übrigen 
sind die anerkannten Regeln der Technik 
zu verwenden. Die Belange insbesondere 

2	 Was bedeutet vollständige Barrierefrei-
heit im ÖPNV?
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von Personen, die in ihrer Mobilität oder 
sensorisch eingeschränkt sind, sind zu 
berücksichtigen. Die Anforderungen aus 
§ 8 Absatz 3 Satz 3 des Personenbeförde-
rungsgesetzes zur Erreichung von Barriere
freiheit […] sind vorrangig umzusetzen.“ 
(§ 5 Abs. 4 ÖPNVG SL) 

Für das PBefG hat der Gesetzgeber ergän-
zend darauf hingewiesen, dass

„[i]n jedem Fall […] aber sichergestellt 
sein [muss], dass bei Modernisierungs
maßnahmen […] ohne Ausnahme für Barri-
erefreiheit gesorgt wird.“2

2	 Amtliche Begründung zur Änderung des PBefG (Deutscher 

Bundestag 2011, S. 22).

2.2	 Wem nutzt ein barrierefreier 
ÖPNV?

In der UN-BRK wird der Begriff „Menschen mit 
Behinderungen“ definiert. Die Definition stimmt 
weitestgehend mit den Begriffsbestimmungen 
der Behindertengleichstellungsgesetze über-
ein. Menschen mit Behinderungen sind nach 
dieser Definition

„Menschen, die langfristige körperliche, 
seelische, geistige oder Sinnesbeeinträch-
tigungen haben, welche sie in Wechselwir-
kung mit verschiedenen Barrieren an der 
vollen, wirksamen und gleichberechtigten 
Teilhabe an der Gesellschaft hindern kön-
nen.“ (Art. 1 UN-BRK)

Im Saarland waren mit Stichtag 31.12.2019  
allein 214.596 Menschen mit einer amtlich fest-
gestellten Behinderung – auch Mobilitätsein- 
schränkungen im engeren Sinne (vgl. Bild 1) – 
erfasst. Das entspricht einem Anteil von 22 Pro-

Bild 1: Menschen mit Mobilitätseinschränkungen – Übersicht [Grafik: STUVA, nach FGSV 2011]

Menschen mit Mobilitätseinschränkungen 

im engeren Sinne im weiteren Sinne

körperbehindert gehbehindert reisebedingt Gepäck

rollstuhlnutzend

arm- und handbehindert

blind

sehgeschädigt sehbehindert

hörgeschädigt schwerhörig

gehörlos

sprachbehindert

kognitiv beeinträchtigt Lernschwierigkeiten

geistige Entwicklung

psychische Behinderung

Kinderwagen

Fahrrad

Hund

schwanger

übergewichtig

ortsunkundig

temporäre 
Einschränkungen

Allergien

sprachunkundig

ältere Menschen

(Klein-)Kinder

altersbedingt 

kleinwüchsig

Analphabetismus
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zent der Gesamtbevölkerung. Diese Gruppe 
definiert die funktionalen Anforderungen (qua-
litativ) an die Barrierefreiheit. 

Ein Nutzen barrierefreier Gestaltung und damit 
eines barrierefreien ÖPNV ist darüber hinaus 
mindestens für die Gruppe der Menschen mit 
Mobilitätseinschränkungen im weiteren Sinne 
unmittelbar gegeben. Diese Gruppe umfasst 
Personenkreise, die nicht dem gesetzlich de-
finierten Behinderungsbegriff aus dem Sozial
gesetzbuch (SGB) zuzuordnen sind (vgl. §  2 
Abs. 1 SGB IX), die aber aufgrund von (ggf. 
temporären) Einschränkungen unmittelbar von 
einer barrierefreien Gestaltung von Lebensbe-
reichen profitieren. Zu diesen Personenkreisen 
zählen z. B. schwangere Frauen, Kinder, ältere 
Menschen, Menschen mit temporären Verlet-
zungen, Personen mit schwerem Gepäck oder 
ortsunkundige Personen (vgl. Bild 1).

Insgesamt ist damit von einem Bevölkerungs-
anteil von mindestens 40 Prozent auszugehen, 
der unmittelbar von einem barrierefreien ÖPNV 
profitiert. Aufgrund der demografischen Ent-
wicklung mit einem zunehmenden Anteil an 
älteren Menschen wird diese Gruppe weiter an-
wachsen. In einer alternden Gesellschaft ist die 
Nutzbarkeit des ÖPNV zudem eine Bedingung 
für die Teilhabe am öffentlichen Leben. Dies gilt 
gerade im hohen Alter, in dem die Fahrtüchtig-
keit nachlässt.

Eine vollständig barrierefreie Nutzbarkeit des 
ÖPNV steigert zudem die Attraktivität für alle 
Fahrgäste. Was für die einen Nutzungserleichte-
rung darstellt oder überhaupt erst den Zugang 
zum ÖPNV ermöglicht, bedeutet für die anderen 
eine Komfortsteigerung – beispielsweise durch 
einen stufenlosen Fahrzeugeinstieg oder durch 
eine leicht verständliche Fahrplaninformation.

Diesem erweiterten Ansatz trägt auch die UN-
BRK Rechnung, indem sie den Begriff des „uni-
versellen Designs“ aufgreift. Universelles De-
sign – auch „Design für Alle“ genannt – ist ein 
Konzept für die Planung und Gestaltung von 
Produkten, Dienstleistungen und Umgebungen, 
z. B. Gegenstände, Gebäude, öffentliche Wege, 
Straßen und Plätze, Anlagen und technische 
Einrichtungen. Durch dieses Konzept soll es 
grundsätzlich allen Menschen ermöglicht wer-
den, Produkte, Dienstleistungen usw. möglichst 

weitgehend ohne eine Anpassung oder eine be-
sondere Gestaltung für bestimmte Personen-
gruppen zu benutzen (vgl. BMAS 2016, S. 130). 
Universelles Design schließt Hilfsmittel für be-
stimmte Gruppen von Menschen mit Behinde-
rungen, soweit sie benötigt werden, allerdings 
nicht aus.

2.3	 Definition der vollständigen 
Barrierefreiheit im ÖPNV im 
Saarland

Im Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) 
des Bundes ist Barrierefreiheit wie folgt defi-
niert (§4 BGG): 

„Barrierefrei sind bauliche und sonsti-
ge Anlagen, Verkehrsmittel, technische 
Gebrauchsgegenstände, Systeme der In-
formationsverarbeitung, akustische und 
visuelle Informationsquellen und Kommu-
nikationseinrichtungen sowie andere ge-
staltete Lebensbereiche, wenn sie für Men-
schen mit Behinderungen in der allgemein 
üblichen Weise, ohne besondere Erschwer-
nis und grundsätzlich ohne fremde Hilfe 
auffindbar, zugänglich und nutzbar sind.“

Das Saarländische Behindertengleichstellungs-
gesetz (SBGG) definiert Barrierefreiheit in §  4 
SBGG im Einklang mit dem BGG.

Der Bundesgesetzgeber wollte deutlich ma-
chen,

„dass vollständige Barrierefreiheit grund-
sätzlich einen umfassenden Zugang und 
eine uneingeschränkte Nutzung aller Le-
bensbereiche“

voraussetzt.3 

„Auch soll die Gestaltung nicht auf eine 
spezielle Ausprägung einer Behinderung, 
sondern auf eine möglichst allgemeine 
Nutzbarkeit abgestimmt werden.“

Zudem ist zwar

3	 Amtliche Begründung zum BGG (Deutscher Bundestag 2001, 

S. 25).
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„auf eine grundsätzlich selbstständige 
Nutzungsmöglichkeit behinderter Men-
schen ohne fremde Hilfe abzustellen. Das 
schließt aber nicht aus, dass behinderte 
Menschen dennoch wegen ihrer Beein-
trächtigung auch bei optimaler Gestaltung 
der Lebensbereiche auf Hilfen angewiesen 
sein können.“

Mit Inkrafttreten einer Novelle des Personen
beförderungsgesetzes mit Wirkung zum 
01.01.2013 hat der Gesetzgeber den Begriff der 
vollständigen Barrierefreiheit für den ÖPNV ex-
plizit als Ziel formuliert (vgl. Abschnitt 2.1.3). 
In der Gesetzesbegründung (Deutscher Bun-
destag 2011, S. 22) wird betont, dass 

„[s]peziell für die Teilhabe von Personen 
mit Mobilitätseinschränkungen gilt, dass 
hier die UN-Behindertenrechtskonvention 
auf ein Höchstmaß an Barrierefreiheit ver-
pflichtet.“

Vollständige Barrierefreiheit im ÖPNV im Sinne 
der gesetzlichen Zielvorgaben bedeutet inso-
fern:

Alle Fahrzeuge, baulichen Anlagen 
und Kommunikationseinrichtungen im 
ÖPNV – einschließlich der für die Be-
nutzung des ÖPNV notwendigen Infor-
mationen – müssen für Menschen, die 
aufgrund einer motorischen, sensori-
schen, kognitiven oder altersbedingten 
Einschränkung in ihrer Mobilität dauer-
haft oder zeitweilig beeinträchtigt sind, 
in der allgemein üblichen Weise, ohne 
besondere Erschwernis und grundsätz-
lich ohne fremde Hilfe auffindbar, zu-
gänglich und nutzbar sein. Dabei ist 
die Nutzung behinderungsbedingt not-
wendiger Hilfsmittel zulässig. Auch bei 
optimaler Gestaltung ist Hilfebedarf 
nicht ganz auszuschließen. Um das Ziel 
einer vollständigen Barrierefreiheit zu 
erreichen, ist es erforderlich, Grund-
prinzipien bezüglich der Auffindbar-
keit, Zugänglichkeit und Nutzbarkeit 
einzuhalten. Die daraus abzuleitenden 
funktionalen Grundanforderungen be-
dingen eine geeignete Gestaltung der 
Infrastruktur, der Fahrzeuge sowie der 
Kommunikationseinrichtungen und In-

formationsangebote4. Die Grundanfor-
derungen werden durch die Umsetzung 
einheitlicher und anerkannter Stan-
dards zur Herstellung der Barrierefrei-
heit erfüllt.

Standards können beispielsweise durch 
DIN-Normen und weitere technische Standards 
einheitlich definiert werden.  Grundsätzlich 
ergeben sich aus dem formulierten Ziel einer 
vollständigen Barrierefreiheit an die Ausgestal-
tung der Barrierefreiheit im ÖPNV keine neuen 
technischen oder inhaltlichen Anforderungen. 
Für die Gestaltung einer vollständig barriere-
freien Haltestelleninfrastruktur im Sinne der 
oben genannten Definition sollen daher bei der 
Planung von Bushaltestellen im Saarland im 
Wesentlichen die bundesweiten Standards für 
die Herstellung barrierefreier Verkehrsanlagen 
berücksichtigt werden.

2.4	 Hinweise zu Ausnahmen von 
der vollständigen Barrierefrei-
heit

2.4.1	 Sind Ausnahmen zulässig?

Es gilt das Regel-Ausnahme-Prinzip und Aus-
nahmen von der Regel müssen klar benannt 
und begründet werden.

„In jedem Fall muss […] sichergestellt sein, 
dass bei Modernisierungsmaßnahmen oder 
bei Fahrzeugneubeschaffungen ohne Aus-
nahme für Barrierefreiheit gesorgt wird.“5 

Lediglich in gut begründeten Ausnahmefällen 
sieht der Gesetzgeber vor, dass vom Ziel der 
vollständigen Barrierefreiheit abgewichen wer-
den kann. 

Dafür hat der Gesetzgeber den Aufgabenträ-
gern im Personenbeförderungsgesetz die Mög-
lichkeit eingeräumt, Ausnahmen von der voll-
ständigen Barrierefreiheit zu benennen (vgl. § 
8 Abs. 3 Satz 4 PBefG und § 11 Abs. 2 Nr. 4 
ÖPNVG SL). Diese sind im Nahverkehrsplan an-
zuführen und stichhaltig zu begründen. 

4	 Ergänzend sind Maßnahmen aus dem Handlungsfeld „Betrieb 

und Dienstleistungen” umzusetzen, z. B. Schulung des 

Fahrpersonals im Hinblick auf die Belange mobilitätseinge-

schränkter Menschen.

5	 Deutscher Bundestag 2011, S. 22.
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Hat eine Ausnahme im Zusammenhang 
mit einem Förderantrag nach der Richtlinie 
NMOB-Barrierefreiheit Relevanz, ist diese im 
Rahmen des Verfahrens ebenfalls zu benennen 
und zu begründen. 

Dieser Leitfaden definiert die Standards 
für eine vollständige Barrierefreiheit 
von Bushaltestellen im Saarland. Wird 
ein Standard bei der Haltestellenpla-
nung nicht berücksichtigt, muss im 
Rahmen der Antragstellung eine nach-
vollziehbare Begründung erfolgen, um 
ggf. eine Ausnahme zu rechtfertigen.

2.4.2	 Ist eine Ausnahme notwen-
dig?

Eine Ausnahme von der vollständigen Barriere-
freiheit führt immer zu Einschränkungen bei der 
Funktionalität für einzelne Zielgruppen. Bevor 
eine Ausnahme in Betracht gezogen wird, sollte 
daher geprüft werden, ob durch zielgerichtete 
Maßnahmen eine vollständige Barrierefreiheit 
hergestellt werden kann. Die folgenden Fragen 
dienen dabei als Leitlinie für eine Prüfung: 

1)	 Kann eine andere Haltestellenform ge-
wählt werden, beispielsweise ein Bus-
kap oder eine Fahrbahnrandhaltestelle 
statt einer Busbucht?

2)	 Kann ein Teilausbau erfolgen, d. h. eine 
verkürzte Ausbaulänge für einen voll-
ständig barrierefreien Zugang an Türen 
1 und 2 der Busse? 

3)	 Kann eine Kissenlösung umgesetzt wer-
den, das bedeutet Haltekante und damit 
vollständig barrierefreier Zugang in das 
Fahrzeug nur an Tür 2?6 

4)	 Kann die Haltestelle oder Haltekante 
(Vollausbau, verkürzter Ausbau, Kissen) 
verschoben oder verlegt werden?

5)	 Kann durch Neuordnung des Straßen-
raums Barrierefreiheit hergestellt wer-
den (vor allem bei Bündelung mit ande-
ren Baumaßnahmen)?

6)	 Kann die Funktionalität der Haltestelle 
durch Grunderwerb positiv beeinflusst 
werden?

6	 Priorität hat immer ein Ausbau an Tür 2, da dort der Fahr-

gastwechsel für Fahrgäste mit Rollstühlen, Rollatoren oder 

Kinderwagen stattfindet (Zugang zu den Mehrzweckflächen 

im Bus).
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3.1	 Technische Regelwerke

Grundsätzlich ergeben sich aus dem formu-
lierten Ziel einer vollständigen Barrierefreiheit 
an die Ausgestaltung des ÖPNV keine neuen 
technischen oder inhaltlichen Anforderungen. 
Für Planung und Bau barrierefreier Haltestellen 
im Sinne der Richtlinie NMOB-Barrierefreiheit 
sind Technische Regelwerke für barrierefreie 
Verkehrsanlagen heranzuziehen, die seit vielen 
Jahren bundesweit anerkannte und verbreitete 
Standards darstellen. Zu diesen Regelwerken 
gehören vor allem Veröffentlichungen des DIN 
und der Forschungsgesellschaft für Straßen- 
und Verkehrswesen (FGSV).

Als wesentliche Regelwerke für Planung und 
Bau von barrierefreien Verkehrsanlagen sind zu 
nennen: 

� DIN 18040-3:2014-12
Barrierefreies Bauen – Planungsgrundla-
gen – Teil 3: Öffentlicher Verkehrs- und 
Freiraum
Nennt die technischen Voraussetzungen, 
unter denen Verkehrsanlagen im Sinne der 
Behindertengleichstellungsgesetze barrie-
refrei sind.

� DIN 32984:2023-04
Bodenindikatoren im öffentlichen Raum
Nennt Form und Maße der Profile und den 
erforderlichen Leuchtdichtekontrast von 
Bodenindikatoren. Es werden Anwendungs-
fälle für die jeweiligen Strukturen sowie  
typische Grundsituationen mit idealisierten 
Standardlösungen aufgezeigt.

� DIN 32975:2009-11
Gestaltung visueller Informationen im öf-
fentlichen Raum zur barrierefreien Nut-
zung
Legt Anforderungen an die Gestaltung visu-
eller Informationen für den Straßenraum, 
für öffentlich zugängliche Gebäude bzw. 
Einrichtungen sowie Verkehrsmittel und 
Verkehrsanlagen fest.  

3	 Bauliche Standards für barrierefreie 
Haltestellen im Saarland

� FGSV: Hinweise für barrierefreie Verkehrs
anlagen (H BVA, Ausgabe 2011)
Die H BVA vertiefen die Regelwerke der FGSV 
zur Verkehrs- und Straßenraumgestaltung 
hinsichtlich des Aspektes „Barrierefreiheit“. 
Diese Regelwerke (z. B. RASt, ERA) werden 
in den H BVA um diejenigen Belange kon-
kretisiert, die für eine barrierefreie Gestal-
tung mit dem Ziel eines „Design für Alle“ 
besonders zu beachten sind. In begründe-
ten Einzelfällen gehen die H BVA über die 
bestehenden Regelwerke hinaus.

Darüber hinaus sind im Zusammenhang mit 
der Planung von Bushaltestellen insbesondere 
folgende Entwurfsregelwerke der FGSV zu nen-
nen:

� FGSV: Richtlinien für die Anlage von Stadt-
straßen (RASt, Ausgabe 2006)
Die RASt behandeln den Entwurf und die 
Gestaltung von Erschließungsstraßen so-
wie angebauten Hauptverkehrsstraßen 
und anbaufreien Hauptverkehrsstraßen mit 
plangleichen Knotenpunkten.

� FGSV: Empfehlungen für Anlagen des öf-
fentlichen Verkehrs (EAÖ, Ausgabe 2013)
Die EAÖ behandeln den Entwurf und die  
Dimensionierung der technischen Anla-
gen des öffentlichen Personennahverkehrs 
(ÖPNV). Dargestellt werden die Entwurfs-
grundlagen, Grundmaße und technischen 
Vorschriften, der Entwurf und die Gestal-
tung von Fahrwegen, Knotenpunkten, Halte-
stellen und Überquerungsstellen.

� FGSV: Empfehlungen für Radverkehrs
anlagen (ERA, Ausgabe 2010)
Die ERA bilden die Grundlage für Planung, 
Entwurf und Betrieb von Radverkehrsan-
lagen innerhalb und außerhalb bebauter 
Gebiete. Die ERA ergänzen und vertiefen 
die maßgeblichen planerischen und ent-
wurfstechnischen Richtlinien (z. B. RASt ).
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Der Leitfaden stellt lediglich wesentli-
che Standards für die Herstellung der 
Barrierefreiheit an Bushaltestellen in 
einer Übersicht dar. Er entbindet nicht 
von der Verantwortung, im Rahmen der 
Planung Vorgaben aus Regelwerken 
und Vorschriften mit Bezug zur jewei-
ligen Aufgabenstellung heranzuziehen 
und zu prüfen, um unter Abwägung al-
ler Belange zu einer sicheren und funk-
tional brauchbaren Entwurfslösung zu 
gelangen.

3.2	 Mindeststandard und erwei-
terter Standard

Beim Um- und Neubau von Bushaltestellen im 
Rahmen einer Förderung nach der Richtlinie 
NMOB-Barrierefreiheit wird grundsätzlich in 
zwei Standardstufen unterschieden: 

� Mindeststandard (MS): Elemente des Min-
deststandards sind – unabhängig von der 
Lage und Bedeutung der Haltestelle – grund-
sätzlich an jeder Haltestelle umzusetzen.

� Erweiterter Standard (ES): Elemente des 
erweiterten Standards können sich abhän-
gig von der Bedeutung einer Haltestelle 
(z. B. Fahrgastaufkommen, Verknüpfungs-
punkt) oder aufgrund besonderen Bedarfs 
begründen.

3.2.1	 Elemente des Mindest
standards

Zunächst muss die Wahl einer Haltestellenform 
mit geeigneten Parametern erfolgen, die ein An-
fahren der Busse für einen barrierefreien Fahr-
gastwechsel ermöglicht (siehe Abschnitt 3.5 
und Abschnitt 3.6). Unabhängig von der Halte
stellenform sind folgende Elemente als Min-
deststandard umzusetzen:

� Haltekante mit einer auf den Fahrzeugein-
satz7 systemisch abgestimmten Bordhöhe 
(siehe Abschnitt 3.7);

� Ausstattung der Haltestelle mit Bodenin-
dikatoren, ggf. einschließlich einer Anbin-
dung naheliegender Querungsstellen (siehe 
Abschnitt 3.9);

7	 In der Regel Niederflur-Linienbus nach UNECE R 107.07 

Anhang 8 mit Absenkfunktion (Kneeling).

� Barrierefreie Zuwegung: Anbindung der 
Haltestelle an das umliegende Wegenetz 
(siehe Abschnitt 3.4.1);

� Berücksichtigung von grundsätzlichen An-
forderungen bei Zuwegung und Wartefläche 
bezüglich der Zugänglichkeit und Nutzbar-
keit (Flächen- und Raumbedarf, Oberflä-
chen, Neigungsverhältnisse, Zwei-Sinne-
Prinzip, siehe Abschnitt 3.4.5);

� Haltestellenschild (Abschnitt 3.10.1);
� Aushang von Informations- und Fahrplan

tafeln (Abschnitt 3.10.3);
� ggf. Abfallbehälter (Abschnitt 3.10.2).

Zudem ist auf eine konfliktfreie Radverkehrsfüh-
rung hinzuwirken (Abschnitt 4.1). 

Haltestellenschild, Aushangfahrpläne sowie 
Abfallbehälter liegen in der Verantwortung der 
Gebietskörperschaft bzw. des Verkehrsunter-
nehmens. Sie sind nicht Bestandteil des Förder
antrags nach der Richtlinie NMOB-Barriere
freiheit. Die Hinweise bezüglich Aufstellung 
und Anbringung sind im Rahmen der Förderung 
zwingend zu beachten, um das Ziel einer voll-
ständig barrierefreien Haltestelle zu erreichen.

3.2.2	 Elemente des erweiterten 
Standards

Darüber hinaus kann eine Haltestelle weitere 
Ausstattungselemente des erweiterten Stan-
dards erhalten. Zu diesem erweiterten Stan-
dard, der sich nach dem jeweiligen Bedarf vor 
Ort richtet, gehören:

� Sitzgelegenheiten (Abschnitt 3.11.1);
� Fahrgastunterstand (Abschnitt 3.11.2);
� Beleuchtung (Abschnitt 3.11.3);
� Dynamischer Fahrgastinformationsanzeiger 

(DFI) (Abschnitt 3.11.4);
� Fahrradabstellanlagen   (Abschnitt 3.11.5).

Für einzelne Elemente sind dabei gesonderte 
Nachweise erforderlich oder sie sind nicht Be-
standteil der Förderung im Rahmen der Richt-
linie NMOB-Barrierefreiheit. Fördermittel sind 
hier ggf. über gesonderte Anträge im Rahmen 
anderer Förderrichtlinien zu beantragen, z.  B. 
im Rahmen der Richtlinie NMOB-Verkehrsträger 
sinnvoll verknüpfen, NMOB-Digitalisieren & pri-
orisieren oder NMOB-Teilförderung Radverkehr 
(NMOB-Rad).Weitere Informationen zum Richt-
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linienpaket NMOB finden sich auf der Informa-
tionsseite des Ministerims für Umwelt, Klima, 
Mobilität, Agrar und Verbraucherschutz (siehe 
Impressum).

3.3	 Standards im tabellarischen 
Überblick

Im Anhang I  sind die Standards für barrierefreie 
Haltestellen im Saarland in einer tabellarischen 
Übersicht dargestellt. Die Tabelle liefert einen 
kompakten Überblick, bei welchen Elemen-
ten grundsätzlich welche Anforderungen zu 
berücksichtigen sind. Ergänzende Erläuterun-
gen und Hinweise zu den jeweiligen Elementen 
finden sich in den folgenden Abschnitten 3.4 
bis 3.11.

3.4	 Grundsätzliche Anforderun-
gen

3.4.1	 Erreichbarkeit und Zugäng-
lichkeit der Haltestelle

Solitäre Haltestellen als Insellösung, bei de-
nen die Erreichbarkeit der Wartefläche für den 
Fußverkehr nicht gegeben ist, sind nicht ziel-
führend und nicht förderfähig. Eine Haltestelle 
dient dazu, die Nachfrage zu einem Zugang des 
ÖPNV im Umfeld der Haltestelle zu bedienen. 
Sie muss daher über mindestens eine barrie-
refreie und verkehrssichere Zuwegung  verfü-
gen, über die beispielsweise eine der folgenden 
Verbindungen ermöglicht wird:

� Anschluss an eine Wegeverbindung zur 
nächstgelegenen Siedlungseinheit;

� Anschluss an eine Wegeverbindung zu 
einem Gebäude oder einer öffentlich zu-
gänglichen Einrichtung (z. B. Sport- oder 
Freizeitstätte, Verwaltung, Krankenhaus, 
Einzelhandel, Produktionsstätte) oder eine 
touristisch relevante Wegeverbindung (z. B. 
Wanderweg);

� Verbindung zu einer barrierefreien Que-
rungsstelle im näheren Umfeld der Haltestel-
le, die für die verkehrssichere Erreichbarkeit 
der Haltestelle (Fußverkehr) notwendig ist;

� Weg zu einer Haltestelle für den Um-
stieg oder eine kurze Anbindung zwischen 
ÖV-Funktionsflächen (z. B. SPNV8).

Die Zuwegung muss verkehrssicher sein und 
grundsätzlich folgende Eigenschaften auf
weisen:

� Stufenlos, d. h. keine Kanten mit mehr als 
3 cm Höhe in Geh- und Bewegungsflächen.

� Befestigte Oberfläche (Abschnitt 3.4.2);
� Ausreichend dimensionierte Bewegungsflä-

chen und lichte Räume (Abschnitt 3.4.3); 
� Geeignete Längs- und Querneigungen von 

Flächen, sofern es die topografische Situa-
tion zulässt (Abschnitt 3.4.4);

� Eine konfliktfreie Radverkehrsführung im 
Bereich der Haltestelle (Abschnitt 4.1).

Wenn eine Querungsstelle für die durchgängige 
Mobilitätskette erforderlich ist, ist diese als 
barrierefreie Querungsstelle nach DIN 18040-3 
(5.3) auszuführen (Abschnitt 3.11.6). 

3.4.2	 Oberflächen 

Oberflächen von Warteflächen und Zuwegun-
gen müssen befestigt sowie rutschhemmend, 
eben und erschütterungsarm berollbar sein. 
Grundsätzlich geeignet sind

� bituminös und hydraulisch gebundene 
Deckschichten sowie

� Platten- und Pflasterbeläge, die mindestens 
nach DIN 18318 ausgeführt sind.

Eine ausreichende Rutschhemmung ist erreicht, 
wenn ein SRT-Wert9 ≥ 55 10 oder ein R-Wert von 
mindestens R11 11 nachgewiesen wird. Bei Plat-
ten und Pflaster aus Betonsteinen liefern in der 
Regel die Betonsteinhersteller entsprechende 
Nachweise.

Bei Platten und Pflaster ist der Fugenanteil 
möglichst gering zu halten, da mit steigendem 

8	 Schienenpersonennahverkehr, z. B. S-Bahn, Regionalbahn

9	 SRT (Skid Resistance Tester). Ein Standardverfahren zur 

Bestimmung des Rutschwiderstandes (Griffigkeit) von Beton- 

und Asphaltoberflächen.

10	Gemäß „Merkblatt über den Rutschwiderstand von Pflaster-

decken und Plattenbelägen für den Fußgängerverkehr“ (FGSV 

2020).

11	Gemäß DIN EN 16165:2023-02, Anhang B.
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Fugenanteil die Berollbarkeit schlechter wird 
und vor allem die taktile Wahrnehmbarkeit von 
Bodenindikatoren mit dem Langstock abnimmt. 
Eine Oberfläche mit kleinformatigen Pflaster-
steinen ist insofern für die taktile Erkennbarkeit 
von in den Oberflächenbelag eingebauten Bo-
denindikatoren ungünstiger als eine Oberfläche 
mit großformatigen Plattenbelägen. Gegebe-
nenfalls ist der Oberflächenbelag gegenüber 
den Bodenindikatoren mit einem Begleitstrei-
fen (Abschnitt 3.9.4) abzugrenzen. 

3.4.3	 Flächen- und Raumbedarf 

Zuwegungen und Flächen an Haltestellen müs-
sen ausreichend groß für die Fortbewegung 
und Begegnung sein. Aus Sicht der Barrierefrei-
heit gilt diese Anforderung unter folgenden Be-
dingungen als erfüllt:

� Wege sollten eine hindernisfrei nutzbare 
Breite von 180 cm aufweisen. Maßgebend 
ist hier der Begegnungsfall zweier Men-
schen im Rollstuhl (Bild 2);

� An Engstellen darf eine Durchgangsbreite 
von 90 cm nicht unterschritten werden. 

Zu beachten ist, dass zur hindernisfrei nutzba-
ren Breite grundsätzlich Zuschläge für Sicher-
heitsräume zu geben sind (vgl. FGSV 2006, 
S. 25ff.). Bei Gehwegen betragen diese in der 
Regel 20 cm zur Bebauung (s1) und 50 cm zur 
Fahrbahn (s2).

An punktuellen Engstellen (z. B. Pfosten, Mast) 
kann ausnahmsweise auf Sicherheitsräume 
zu Einbauten oder Wänden verzichtet werden 
(nicht zu Fahrbahnen). 

Bewegungsflächen müssen für Rangieren und 
Richtungswechsel eines Rollstuhls eine Flä-
che von grundsätzlich mindestens 150 cm x 
150 cm aufweisen (Bild 3). 

Insbesondere ist eine entsprechende Bewe-
gungsfläche erforderlich

� im Bereich der Halteposition der Tür 2, um 
die Klapprampe nutzen zu können (siehe 
Abschnitt 3.8);

� vor Aushanginformationen (auch unter Fahr-
gastunterständen, vgl. Abschnitt 3.11.2);

� vor Fahrkartenautomaten und weiteren Be-
dienelementen (Schalter, Taster). Wenn kei-
ne Wendevorgänge notwendig sind, z. B. bei 
seitlicher Anfahrt der Bedienelemente durch 
Menschen im Rollstuhl, reicht eine Bewe-
gungsfläche von 120 cm Breite x 150 cm 
Länge (in Fahrtrichtung) aus.

Die lichte Höhe über Flächen, die für den Fuß-
verkehr vorgesehen sind, muss mindestens 
225 cm betragen. Dies gilt auch über Boden
indikator-basierten Leitsystemen inkl. der not-
wendigen Abstandsflächen (vgl. Abschnitt 3.9) 

Bild 2: Regelbreite eines 
barrierefreien Gehwegs  
[Grafik: STUVA]

a

≥ 180 cm

a

a
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s   = Sicherheitsraum zur Bebauung
s   = Sicherheitsraum zur Fahrbahn
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sowie unter Fahrgastunterständen (vgl. Ab-
schnitt 3.11.2)12.

Die Maße für Durchgangsbreiten und 
Bewegungsflächen sind Mindestmaße 
und dürfen nicht unterschritten wer-
den. Zusätzlicher Flächenbedarf kann 
sich insbesondere aus Anforderungen 
ergeben, die in RASt, EAÖ und H BVA 
beschrieben sind.

3.4.4	 Längs- und Querneigung

Längs- und Querneigung von Zuwegung und 
Haltestelle sollten möglichst gering sein.

Die Längsneigung von Wegen sollte grund-
sätzlich nicht mehr als 3 Prozent betragen bzw. 
maximal 6 Prozent, dann aber im Abstand von 
höchstens 10 Metern Zwischenpodeste aufwei-
sen. Diese sind mit einer Länge von mindestens 
150 cm und einer Längsneigung von maximal 
3 Prozent auszuführen.

Sind aufgrund der örtlichen Rahmenbedingun-
gen (z. B. aus topografischen Gründen) größere 
Neigungen notwendig, können kurze Strecken 
mit einer Länge von maximal 100 cm eine Nei-
gung von maximal 12 Prozent aufweisen, um 
im Übrigen normgemäße Neigungsverhältnisse 

12	Ausgenommen sind Türen.

zu erreichen. Dies kann beispielsweise bei An-
rampungen zwischen Gehweg und Haltestelle 
oder an Querungsstellen der Fall sein.

Die Querneigung von Wegen (lotrecht zur Geh-
richtung)13 sollte

� nicht mehr als 2  Prozent betragen, wenn 
eine Längsneigung vorhanden ist;

� nicht mehr als 2,5 Prozent betragen, wenn 
keine Längsneigung vorhanden ist. 

Für den Nachweis der Entwässerung ist ein 
vektorieller Nachweis möglich.

3.4.5	 Zwei-Sinne-Prinzip

Wesentliche Informationen sollten so über-
mittelt werden, dass sie auch von Menschen 
mit sensorischen Einschränkungen wahrge-
nommen werden können. Dies wird durch das 
Zwei-Sinne-Prinzip sichergestellt. Das be-
deutet, dass wesentliche Informationen und 
Orientierungshilfen mindestens für zwei der 
drei Sinne Sehen, Hören und Fühlen (Tasten) 
gegeben werden sollten.

Beispiel: Eine visuell angezeigte Information 
kann bei Bedarf akustisch ausgegeben werden 
(Vorlesefunktion nach Anforderung an einem 
dynamischen Fahrgastinformationsanzeiger).

3.5	 Haltestellenform

Unabhängig von einer Überprüfung der geeig-
neten Haltestellenform im Einzelfall gelten 
grundsätzlich folgende Regelfälle:

� Innerhalb geschlossener Ortslage stellt 
eine Fahrbahnhaltestelle (Buskap oder 
Fahrbahnrandhaltestelle) den Regelfall dar, 
Busbuchten sind in begründeten Ausnah-
mefällen möglich (siehe Abschnitt 3.5.1);

� Außerhalb geschlossener Ortslage stellt 
eine Busbucht den Regelfall der Halte-
stellenform dar, Fahrbahnrandhaltestellen 
sind nach Prüfung im Einzelfall möglich 
(siehe Abschnitt 3.5.2).

13	Auf Warteflächen an Bushaltestellen ist dies in der Regel die 

Neigung der Fläche zur Fahrbahn.

Bild 3: Mindestens erforderlicher Flächenbedarf für 
Rollstuhlnutzende für Richtungswechsel und Rangieren  
[Grafik: STUVA]
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Als Haltestellenform innerhalb geschlossener 
Ortslage kommt noch die Haltestelleninsel infra-
ge. Diese kommt in der Regel an Busbahnhöfen 
(ZOB) zum Einsatz oder wenn der ÖPNV auf ei-
ner eigenen Trasse unterwegs ist. Auf Haltestel-
leninseln wird aufgrund ihrer untergeordneten 
Bedeutung im Weiteren nicht eingegangen. Die 
Planungsprinzipien (Flächen, Bodenindikatoren 
usw.) entsprechen im Grundsatz den Prinzipien 
der genannten Haltestellenformen. Zugang zur 
Haltestelleninsel und Einbindung in ein Bode-
nindikator-basiertes Leitsystem sind allerdings 
im Kontext der jeweiligen Örtlichkeit zu be-
trachten und anzupassen.

Unabhängig von der gewählten Halte-
stellenform ist darauf zu achten, dass 
der Ausbau eine geradlinige Anfahrt der 
Haltekante mit dem Bus ermöglicht. Nur 
dann lassen sich geringe Spaltbreiten 
und Stufenhöhen und damit ein voll-
ständig barrierefreier Fahrgastwechsel 
realisieren sowie Berührungen der Ka-
rosserie an der Haltekante vermeiden. 
Die dafür notwendigen Längen für An- 
und Abfahrtsbereiche sind einzuhalten 
und ggf. abgestufte Bordhöhen umzu-
setzen. Es ist mit Schleppkurven für 
praxisnahe Fahrweisen nachzuweisen, 
dass die Haltestelle von den für den 

Fahrgastbetrieb vorgesehenen Linien
bussen korrekt angefahren werden 
kann (vgl. Abschnitte 3.6 und 4.5).

Im Folgenden werden die entsprechenden 
Haltestellenformen und wesentliche Vor- und 
Nachteile beschrieben.

Musterlösungen und Ausführungshinweise zu 
unterschiedlichen Haltestellenformen finden 
sich im Anhang II (vgl. Tabelle 1).

Um eine korrekte Anfahrt der Haltekan-
te sicherzustellen, sollten vor allem bei 
Busbuchten - aber auch bei Fahrbahn-
randhaltestellen - eine regelmäßige 
Überwachung des Parkverbots stattfin-
den und Verstöße konsequent geahndet 
werden.

3.5.1	 Halten der Busse auf der 
Fahrbahn

Bei innerorts gelegenen Haltestellen sind be-
vorzugt Fahrbahnrandhaltestellen – Buskaps 
oder ggf. Fahrbahnrandhaltestellen – anzule-
gen, sofern keine verkehrlichen Gründe (Ver-
kehrssicherheit, Verkehrsbelastung) oder be-
trieblichen Gründe (betriebsbedingte, längere 

Muster
lösung

Inhalt

1 a Buskap innerorts, Seitenraumbreite b ≥ 2,50 m

1 b Buskap innerorts, Seitenraumbreite b ≥ 2,50 m, Dynamischer Fahrgastinformationsanzeiger (DFI)

2 a Fahrbahnrandhaltestelle innerorts, Seitenraumbreite b ≥ 2,50 m

2 b Fahrbahnrandhaltestelle innerorts, Seitenraumbreite 1,50 m ≤ b < 2,50 m

2 c Fahrbahnrandhaltestelle innerorts, verkürzter Ausbau

3 a Busbucht innerorts, Seitenraumbreite b ≥ 2,50 m

3 b Busbucht innerorts, Seitenraumbreite 1,50 m ≤ b < 2,50 m

4 a Busbucht außerorts

4 b Fahrbahnrandhaltestelle außerorts

5 a
Bushaltestelle mit Querungsstelle, getrennte Querungsstelle mit differenzierter Bordhöhe  
(gesichert)

5 b
Bushaltestelle mit Querungsstelle, gemeinsame Querungsstelle mit einheitlicher Bordhöhe  
(gesichert)

5 c Bushaltestelle mit Querungsstelle, getrennte Querungsstelle mit differenzierter Bordhöhe (ungesichert)

5 d Bushaltestelle mit Querungsstelle, gemeinsame Querungsstelle mit einheitlicher Bordhöhe (ungesichert)

Tabelle 1: Übersicht über die Musterlösungen (Anhang II)



Leitfaden Bushaltestellen zur Richtlinie NMOB–Barrierefreiheit	 19

Standzeiten der Busse) für eine Busbucht (vgl. 
Abschnitt 3.5.2) sprechen.

3.5.1.1	 Kaphaltestelle 

Kaphaltestellen (Buskap, Bild 4und Bild 6) ge-
hören zu den Fahrbahnhaltestellen. Die Hal-
tekante ist gegenüber einer Fahrbahnrand
haltestelle (Abschnitt 3.5.1.2) in Richtung der 
Fahrbahnachse versetzt angeordnet. Kaphalte-
stellen haben gegenüber anderen Haltestellen-
formen folgende Vorteile:

� Die Länge der Haltestelle entspricht der not-
wendigen Länge der Haltekante. Insofern 
benötigt das Haltestellenkap gegenüber an-
deren Haltestellenformen deutlich weniger 
Platz;

� Die Anfahrt an die Haltekante kann gerad
linig aus der Fahrspur des Busses heraus er-
folgen. Dies hat folgende Vorteile:
•	 Es ist kein zusätzlicher Raum für die 

An- und Abfahrt erforderlich, weshalb 
die Gesamtlänge der Haltestelle kurz ist 
(vgl. Bild 4 und Bild 7);

•	 Ist am Fahrbahnrand Parken zugelassen, 
müssen keine zusätzlichen Parkstände 
entfallen (vgl. Bild 5 und Bild 8). Dies 
ist insbesondere in Gebieten mit hohem 
Parkdruck vorteilhaft;

•	 Bei der An- und Abfahrt der Haltestelle 
treten keine nennenswerten Querbe-
schleunigungskräfte für die Fahrgäste 

auf, was die Sicherheit insbesondere für 
stehende Fahrgäste verbessert;

•	 Die Gefahr von Karosserieschäden (Kol-
lision des Busses mit dem Bordstein) 
wird durch die geradlinige Anfahrt ver-
mindert;

� Es gibt in der Regel keine Probleme mit 
Falschparkern oder haltenden Fremdfahr-
zeugen;

� Flächen im Seitenraum werden nicht „ein-
geschnürt“, wie beispielsweise bei der Bus-
bucht;

� Gegenüber anderen Haltestellenformen gibt 
es einen Flächenzugewinn für die Warte

Bild 4: Kaphaltestel-
le ohne Längspark-
stände – Prinzipskiz-
ze [Grafik: STUVA]
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Bild 5: Kaphalte-
stelle mit Längs-
parkständen – Prin-
zipskizze [Grafik: 
STUVA]

Bild 6: Beispiel für eine zum Buskap umgebaute 
Fahrbahnrandhaltestelle  mit hoher Haltekante [Foto: 
Boenke]
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fläche, der beispielsweise für einen Fahr-
gastunterstand genutzt werden kann;

� Nach dem Halten ist kein erneutes Einfädeln 
des Busses in den fließenden Verkehr not-
wendig, Zeitverluste werden vermieden.

Bei Längsparken am Fahrbahnrand 
ist darauf zu achten, dass Haltekan-
te des Buskaps und Parkstandbegren-
zung nicht in einer Flucht liegen. Für 
das Kap wird ein Überstand von min-
destens 50 cm gegenüber den Längs-
parkständen empfohlen (Mindestbreite 
des Kaps damit in der Regel 250 cm)14.  
Dadurch wird verhindert, dass z. B. 

14	Die Regelbreite von Parkständen in Längsaufstellung beträgt 

200 cm (Empfehlungen für Anlagen des ruhenden Verkehrs, 

S. 28). Zu berücksichtigen ist zudem, dass die Fahrzeugbrei-

ten in den letzten Jahren zugenommen haben.

Außenspiegel von parkenden Fahrzeu-
gen in den Anfahrbereich der Busse ra-
gen und diese einen größeren Abstand 
halten müssen, wodurch eine geradli-
nige Anfahrt der Haltekante erschwert 
oder verhindert wird.

Ein Nachteil bei Kaphaltestellen ist, dass bei 
einer Anpassung des Bestandes die Entwässe-
rung im Haltestellenbereich überplant werden 
muss. Es kann zweckmäßig sein, im Bereich der 
Wartefläche eine Entwässerungsrinne anzuord-
nen (mit entsprechender Anpassung der Quer-
neigung der Oberfläche auf beiden Seiten der 
Rinne).

Bild 8: Haltestelle 
am Fahrbahnrand 

mit Längsparkstän-
den – Prinzipskizze 

[Grafik: STUVA]

Bild 7: Haltestelle 
am Fahrbahnrand 
ohne Hindernisse 
auf der Fahrbahn – 
Prinzipskizze  
[Grafik: STUVA]

88,70 m
Bild 9: Busbucht 

– Prinzipskizze 
[Grafik: STUVA]
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3.5.1.2	 Fahrbahnrandhaltestelle

Bei Fahrbahnrandhaltestellen läuft der Bord-
stein geradlinig durch. Der Bus hält auf der 
Fahrbahn unmittelbar am Bordstein (Bild 7).

Haltestellen am Fahrbahnrand haben den Vor-
teil, dass sie mit verhältnismäßig geringem 
baulichem Aufwand angelegt werden können. 
Bei bereits bestehenden Straßenräumen ist 
lediglich der Austausch des Bordsteins an der 
Haltekante und ein Anheben der Wartefläche 
erforderlich. 

Die Länge der eigentlichen Haltestelle (Halte-
kante) unterscheidet sich nicht vom Buskap. 
Um ein geradliniges Anfahren der Haltekante zu 
ermöglichen, muss der Bus allerdings aus sei-
ner Fahrspur in Richtung Bord verschwenken. 
Für dieses Fahrmanöver muss vor und hinter der 
Haltekante ausreichend Freiraum vorhanden 
sein. Dadurch wird der Längenbedarf für die 
gesamte Haltestelle gegenüber einer Kaphal-
testelle (Abschnitt 3.5.1.1) deutlich größer. 
Die Länge der freizuhaltenden Bereiche vor der 
Haltekante ist unter anderem davon abhängig, 
ob Längsparkstände (oder andere Hindernis-
se) auf einem Streifen außerhalb der Fahrbahn 
oder auf der Fahrbahn vorhanden sind. Da ein 
Überstreichen der Karosserie des Busses nicht 
auszuschließen ist, sollten im An- und Ab-
fahrtsbereich abgestufte (niedrigere) Bordhö-
hen mit einer Höhe von 12 cm oder max. 16 cm 
umgesetzt werden (Abschnitt 3.7).

Folgende Bereiche sollten vor und nach der 
Haltekante von Hindernissen freigehalten wer-
den15:

� In der Zufahrt, um die Haltekante parallel 
anfahren zu können:
•	 Ohne Hindernisse auf der Fahrbahn min-

destens 16,00 Meter (Bild 7);
•	 bei Hindernissen auf der Fahrbahn 

(z.  B. Parken), mindestens 36,00 Meter  
(Bild 8);

� In der Abfahrt mindestens 15,00 Meter.

15	Nach VSS 40880 (Entwurf Mai 2022).

3.5.2	 Busbucht

Busbuchten (Bild 9) kommen vor allem au-
ßerhalb geschlossener Ortschaften auf Stra-
ßenabschnitten mit höheren zulässigen Ge-
schwindigkeiten als Regellösung infrage. Eine 
Fahrbahnrandhaltestelle ist grundsätzlich 
möglich, bedarf aber der Prüfung im Einzel-
fall. Innerhalb bebauter Gebiete sind Busbuch-
ten insbesondere mit der für eine barrierefreie 
Nutzbarkeit notwendigen Ausbaulänge von 
88,70 Metern16 nur schwer zu realisieren und 
haben darüber hinaus einige betriebliche Nach-
teile. Diese sind vor allem:

� Durch die Busbucht wird ein Verschwenken 
des Seitenraums erforderlich. Ist im hinte-
ren Gehwegbereich kein Platz vorhanden, 
wird der Seitenraum eingeschnürt. Regel-
breiten sind kaum umzusetzen. Dies kann 
zu vermehrten Konflikten zwischen Fahr-
gästen und Fuß- und Radverkehr in Längs-
richtung führen. Zudem ist das Aufstellen 
von Fahrgastunterständen sowie Elementen 
der Fahrgastinformation erschwert;

� Ungünstige fahrdynamische Eigenschaften 
(Querbeschleunigungskräfte) bei der An- 
und Abfahrt, insbesondere für stehende 
Fahrgäste;

� Zeitverluste aufgrund des notwendigen 
Wiedereinfädelns des Busses in den flie-
ßenden Verkehr;

� Probleme im Winter bei Schnee (Schnee-
räumen in die Bucht);

� Besonders anfällig für Falschparker, insbe-
sondere bei regelwerkskonformen Ausbau-
längen.

Innerhalb geschlossener Ortschaften bzw. an 
angebauten Straßen sollten Busbuchten daher 
nur in begründeten Ausnahmefällen einge-
richtet werden. Gründe können vor allem be-
triebsbedingte, längere Standzeiten der Busse 
an der Haltestelle sein, z. B.

� Wartezeiten zur Anschlusssicherung bei 
Umstiegen;

� Längere Haltezeiten bei regelmäßig hohem 
Fahrgastaufkommen;

� Längere Standzeiten aufgrund von Pausen- 
oder Pufferzeiten.

16	Gemäß RASt (Bild 92) bzw. EAÖ (Bild 98).
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Es gibt bei der Busbucht Varianten bei der Bau-
ausführung als Busbucht mit Nase (Bild 10) 
oder Haltestellentasche (Bild 11), mit denen die 
Ausbaulänge auf ca. 65 Meter verringert wer-
den kann. Systembedingte Nachteile bleiben 
jedoch grundsätzlich bestehen.17 Bei der Halte-
stellentasche ist zu berücksichtigen, dass der 
Bus während des Haltens u. U. mit dem Heck in 
den Fahrbahnbereich ragen kann.

3.6	 Länge der Haltekante

Die erforderliche Länge der Haltekante (erhöh-
ter Busbord) wird grundsätzlich bestimmt von 
den eingesetzten Fahrzeugen (z. B. Solobus 
oder Gelenkbus) bzw. von der Anzahl der plan-
mäßig gleichzeitig an der Haltestelle haltenden 
Fahrzeuge. Im Folgenden werden nur Einzel
haltestellen beschrieben.

Die Position der Tür 1 an der Haltestelle wird 
durch den Auffindestreifen oder das Einstiegs-
feld festgelegt (vgl. Abschnitt 3.9). Die Bauart 

17	Hinweise zur Gestaltung einer Busbucht mit Nase siehe  

Kanton Basel-Landschaft (2020).

und Länge der eingesetzten Busse bestimmen 
die Positionen der weiteren Türen an der Hal-
testelle und damit die grundsätzlich erforder-
liche Mindestlänge der (erhöhten) Haltekante 
(weitere Informationen zur Lage der Türen bei 
Linienbussen siehe Abschnitt 4.3).

Grundsätzlich ist ein Vollausbau anzustreben 
(Tabelle 2). Aufgrund örtlicher Zwangspunk-
te (z. B. Grundstückszufahrten) und wenn die 
Haltestelle nicht verschoben werden kann, ist 
ein verkürzter Ausbau förderfähig. Die Länge 
der Haltekante bei einem verkürzten Ausbau 
beträgt 9,00 Meter. Dies ermöglicht einen voll-
ständig barrierefreien Fahrgastwechsel an Tür 1 
und Tür 2.

Bei besonders beengten Verhältnissen ist der 
Einbau eines „Kissen“ zu prüfen, um einen voll-
ständig barrierefreien Fahrgastwechsel zumin-
dest an Tür 2 zu realisieren.18 Bei dieser Lösung 
wird eine hohe Haltekante auf einer Länge von 

18	Priorität hat der Ausbau an der Halteposition der Tür 2, da 

sich dort bei den Standard-Linienbussen in der Regel der 

Zugang zum Mehrzweckbereich befindet.

Bild 10: Busbucht mit Nase [Foto: Stocker Arnet] Bild 11: Haltestellentasche [Foto: Boenke]

Ausbaustufe Maßgebender Bus Länge der erhöhten Haltekante

Vollausbau Gelenkbus/Dreiachser/Solobus 18 Meter/15 Meter /12 Meter

Teilausbau (Tür 1 und Tür 2) alle Busse 9 Meter

Kissen (Tür 2) alle Busse 5 Meter

Tabelle 2: Mindestlänge der Haltekante (ohne Anrampungen) bei verschiedenen Ausbaustandards
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mind. 5,00 Metern an der Halteposition für die 
Tür 2 eingebaut.19

Bei allen Ausbaustufen ist darauf zu achten, 
dass der Fahrgastwechsel außerhalb von An-
rampungen erfolgt.

3.7	 Höhe der Haltekante –  
Busbord 

Die DIN 18040-3 nennt als Zielwerte für die 
Stufe und den Spalt zwischen Fahrzeug und 
Haltestelle jeweils 5 cm (DIN 18040-3, 5.6.3). 
Dies ist mit einer Kantenhöhe von 18 cm nicht 
zu erreichen. 

Der Um- und Ausbau von Haltestellen 
erfolgt in der Regel in wesentlich län-
geren Zyklen als die (Ersatz-)Beschaf-
fung von Bussen. Daher setzt der Aus-
bauzustand von Haltestellen langfristig 
den Maßstab für die Qualität der Bar-
rierefreiheit beim Fahrgastwechsel im 
Linienbusverkehr. Bei der Neubestel-
lung von Fahrzeugen ist darauf zu ach-
ten, dass diese mit der Infrastruktur 
kompatibel sind. Aufgabenträger bzw. 
Verkehrsunternehmen und Straßen-
baulastträger sollten sich hierzu regel-
mäßig austauschen und abstimmen. 

19	Die Halteposition ergibt sich ausgehend von der Tür 1 bzw. 

dem Auffindestreifen/Einstiegsfeld.

Bild 12: Eine Haltekante mit 22 cm Höhe ermöglicht 
den selbstständigen Fahrgastwechsel auch für Fahr
gäste mit Rollstuhl oder Rollator [Foto: Boenke]

Die Zielhöhe der Haltekante an Bushaltestel-
len im Saarland beträgt 22 cm. Damit kann die 
Stufenhöhe an der Schnittstelle Fahrzeug-Hal-
testelle mit den derzeit gängigen Niederflurbus-
sen grundsätzlich auf maximal 5 cm begrenzt 
werden, wenn am Bus die Absenkfunktion 
(Kneeling) benutzt wird.20 Damit  wird allen 
Fahrgästen – insbesondere Personen mit Roll-
stuhl, Rollator oder Kinderwagen – ein selbst-
ständiger und zügiger Fahrgastwechsel ermög-
licht. Auf den Einsatz der Klapprampe kann 
dann in der Regel verzichtet werden (Bild 12).21 

Außenschwenktüren können beim 
Öffnen an hohen Haltekanten auf der 
Wartefläche aufsetzen, wenn der Bus 
die Absenkfunktion nutzt!22 An Halte-
stellen mit hoher Haltekante sind daher 
geeignete Fahrzeuge einzusetzen, oder 
es muss übergangsweise auf das Ab-
senken des Busses verzichtet werden. 
Bei der Neubestellung von Bussen soll-
te im Lastenheft explizit darauf hinge-
wiesen werden, dass die Busse für den 
Einsatz an hohen Haltekanten geeignet 
sein müssen. 

In begründeten Ausnahmefällen, wenn eine 
Höhe der Haltekante von 22 cm nicht umzuset-
zen ist, können Haltestellen mit einer geringe-
ren Höhe gefördert werden. Dann gilt: 

� Eine Höhe von mindestens 18 cm bei Bedie-
nung mit Linienbussen;

� Eine Höhe von 16 cm bei ausschließlicher 
Bedienung mit Kleinbussen während der 
gesamten Zweckbindungsfrist. 

Bevor eine begründete Ausnahme für eine 
Haltekante mit geringerer Höhe in Betracht ge-
zogen wird, ist die Möglichkeit eines Teilaus-
baus oder einer Verschiebung der Haltekante 
zu prüfen (vgl. Abschnitt 3.6).

20	Gilt für Busse mit einer Fußbodenhöhe von 320 mm und 

Absenkfunktion (vgl. UNECE R 107.07) Anhang 8  

(vgl. Abschnitt 4.2).

21	Diese wird in der Regel nur für Fahrgäste mit Rollstuhl  

ausgelegt.

22	Bei Schwenkschiebetüren können längere Dichtungsgummis 

an der Unterseite der Türflügel auf der Plattform aufsetzen. 

Die Fahrzeughersteller bieten Türen mit modifizierten Dich-

tungen an (siehe Abschnitt 4.2).
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Die hohe Haltekante sollte in der Geraden liegen 
Die Lage der Haltekante sollte ebenfalls außer-
halb von Kuppen, Wannen und Verwindungen 
gewählt werden. Die Querneigung der Fahrbahn 
in Richtung Fahrbahnrand sollte nicht mehr als 
4 Prozent betragen. Weiterführende Hinweise 
zur Planung hoher Haltekanten in BVB (2023) 
und Kanton Basel-Landschaft (2020).

Bei einer Fahrbahnrandhaltestelle, bei einer 
Busbucht oder wenn eine geradlinige Anfahrt 
der hohen Haltekante nicht möglich ist (z. B. bei 
Anfahrt aus einer Kurve), sollten differenzierte 
(abgestufte) Bordhöhen im Anfahrtsbereich an 
den Stellen vorgesehen werden, an denen ein 
Überstreichen des Wagenkastens nicht auszu- 
schließen ist. Für den Anfahrtsbereich wird 
eine Bordhöhe von maximal 16 cm empfohlen, 
um ein Anstoßen der Karosserie zu vermeiden  
(Bild 13)23.

Die Anfahrt der Haltestelle bzw. der Haltekan-
te ist mindestens nach den „Richtlinien für Be-
messungsfahrzeuge und Schleppkurven zur 
Überprüfung der Befahrbarkeit von Verkehrsflä-
chen“ (RBSV, FGSV 2020b) zu überprüfen. Es 
ist nachzuweisen, dass ein Bus die Haltekante 
korrekt anfahren kann, parallel an der Halte-
kante zum Stehen kommt und Fahrgäste ein- 

23	Bei Bordhöhen über 16 cm besteht – je nach Neigungsver-

hältnissen der Fahrbahn und Busmodell – die Gefahr, dass 

der Bus beim Überstreichen des Bordes mit der Karosserie 

auf dem Bord aufsetzt.

und aussteigen können, ohne auf die Fahrbahn 
zu treten.

Die statischen Schleppkurven der RBSV soll-
ten lediglich zur überschlägigen Überprüfung 
anhand der Fahrweise 1 dienen.24 Für ande-
re Fahrweisen und eine genaue Überprüfung 
sollte grundsätzlich eine geeignete Schlepp-
kurvensoftware verwendet werden (vgl. FGSV 
2020b, S. 6). Insbesondere im Bereich der ho-
hen Haltekante sollten keine Straßeneinläufe 
oder Schächte liegen, da sich dadurch die Hö-
henlage des Busses gegenüber der Haltekante 
verändern kann und die Gefahr des Anstoßens 
der Karosserie besteht.

Um einer Spurrillenbildung vorzubeu-
gen, sollte bei größerer mechanischer 
Beanspruchung in Betracht gezogen 
werden, den Oberbau an der Haltestelle 
in besonderer Bauweise auszuführen. 
Infrage kommen beispielsweise eine 
halbstarre Deckschicht, Betonbauwei-
se oder eine Deckschicht mit faserver-
stärktem Asphalt (vgl. FGSV 2020a, 
6.2).

3.8	 Wartefläche

Die Wartefläche ist mit einer befestigten Ober-
fläche auszustatten, die rutschhemmend, 
eben und erschütterungsarm berollbar ist 

24	Bei Fahrweise 1 erfolgt der Lenkradeinschlag während der 

Fahrt mit einer geringen Geschwindigkeit. Insofern ist die 

Fahrweise im Gegensatz zur Fahrweise 2 praxisnah.

Bild 13: Differenzierte Bordhöhen im Anfahrtsbereich an eine Bushaltestelle mit hoher Haltekante – Prinzip
darstellung [Grafik: STUVA]
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Bild 14: Regelbreite der Warte
fläche und Bewegungsfläche 
längs der Haltekante (nach 
FGSV 2013, S. 75)  
[Grafik: STUVA]

Bild 15: Wartefläche mit Min-
destbreite 250 cm – Regelfall 
[Grafik: STUVA]

Bild 16: Einstieg ohne 
Klapprampe mit hoher Halte
kante und Wartefläche mit 
Mindestbreite 150 cm – kein 
Regelfall [Grafik: STUVA]
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(vgl. Abschnitt 3.4.2). Die Haltekante ist visuell 
kontrastierend zum Fahrbahnbelag auszufüh-
ren (im Regelfall durch den Einsatz spezieller 
Busbordsteine mit heller Farbgebung gegeben).

Die Breite der Wartefläche beträgt in der Re-
gel mindestens 250  cm (vgl. FGSV 2013, S. 
75). Diese  Breite wird unter anderem benötigt, 
um die Klapprampe bestimmungsgemäß nutzen 
zu können. Längs der Haltekante ist – auch im 
Bereich von Einbauten – grundsätzlich ein ein-
baufreier Bereich mit einer Breite von mindes-
tens 150 cm freizuhalten, damit sich Fahrgäste 
sicher bewegen können und Flächen für Rich-
tungswechsel und Rangieren für Menschen mit 
Rollstuhl und Rollator vorhanden sind (Bild 14).

Es ist vor der ausgelegten Rampe eine Bewe-
gungsfläche von mindestens 150  cm Breite 
erforderlich, damit Rollstühle auf der Warteflä-
che einen Richtungswechsel vollziehen und die 
Klapprampe benutzen können (Bild 15).

Bei Warteflächen mit einer Breite von 150 cm 
≤ b ≤ 250 cm ist vor einer ausgelegten Klapp
rampe keine ausreichende Bewegungsflä-
che für Richtungswechsel von Menschen im 

Rollstuhl vorhanden. Daher ist bei einer Breite 
der Wartefläche von weniger als 250 cm min-
destens im Bereich des Zugangs zur Tür 2 eine 
Bordhöhe von 22 cm erforderlich, damit auf den 
Einsatz der Klapprampe verzichtet werden kann 
und Fahrgäste mit Rollstuhl selbstständig ein- 
oder aussteigen können (Bild 16). Diese Lösung 
mit reduzierter Breite der Wartefläche stellt 
nicht den Regelfall dar, ermöglicht aber einen 
vollständig barrierefreien Fahrgastwechsel bei 
beengten Platzverhältnissen, insbesondere bei 
Bestandshaltestellen, wenn beispielsweise ein 
Umbau zum Buskap nicht möglich ist. Wird die 
Klapprampe ggf. noch zur Spaltüberbrückung 
notwendig, liegt diese flach auf der Warteflä-
che auf und kann von Rollstuhlnutzenden als 
Bewegungsfläche mitgenutzt werden.

Die Breite der Wartefläche darf nicht 
weniger als 150 cm betragen (Bild 17), 
da hier keine ausreichenden Bewe-
gungsflächen für Rollstuhlnutzende 
vorhanden sind und somit kein voll-
ständig barrierefreier Fahrgastwechsel 
möglich ist. Bei schmalen Seitenräu-
men ist daher zu prüfen, ob die Halte-
stelle beispielsweise verschoben oder 

Bild 17: Zu schmale Wartefläche (ca. 120 cm breit) 
und zusätzliche Einengung des lichten Raumes durch 
Bepflanzung [Foto: MUKMAV]

Bild 18: Ungünstig platzierter Haltestellenmast, 
der den Fahrgastwechsel stört und den Einsatz der 
Klapprampe behindert [Foto: Boenke]
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die Wartefläche durch eine Kaplösung 
oder Grunderwerb vergrößert werden 
kann.

Punktuelle Einengungen auf der Wartefläche 
sind zulässig, wenn (vgl. Abschnitt 3.4.3)

� vor Informations- und Bedienelementen bei 
seitlicher Anfahrt die Breite in Fahrtrichtung 
mindestens 120 cm beträgt und

� in übrigen Bereichen die Mindestdurchgangs
breite von 90 cm eingehalten wird. 

Einbauten auf der Wartefläche sind so zu plat-
zieren, dass die Funktionalität des ÖPNV-Sys-
tems nicht beeinträchtigt wird. Dies gilt insbe-
sondere für den Bereich der Halteposition der 
Tür 2 mit der Klapprampe (Bild 18).

3.9	 Bodenindikatoren an Bushal-
testellen

Bodenindikatoren dienen dazu, blinde und seh-
behinderte Menschen in bestimmten Situatio-
nen bei der Orientierung im öffentlichen Raum 
zu unterstützen. Sie werden grundsätzlich nach 
DIN 18040-3 in Verbindung mit DIN 32984 ver-
legt.

Die DIN 32984 unterscheidet bei den Boden
indikatoren in Rippenstrukturen und Noppen
strukturen.25 Die jeweiligen Strukturen haben in 
der Systematik eines Bodenindikator-basierten 
Leitsystems bestimmte Funktionen („Sprache“). 
Daher ist es wichtig, dass die Systematik ein-
heitlich und korrekt umgesetzt wird.

Für Bushaltestellen im Saarland sind hinsicht-
lich eines Einsatzes von Bodenindikatoren un-
terschiedliche Ausbaustandards festgelegt. Um 
den jeweiligen Ausbaustandard zu ermitteln, ist 
nach Ortslage der Haltestelle sowie Breite des 
Aufstellbereiches zu unterscheiden.

Unabhängig von der Ortslage ist an jeder Bus-
haltestelle ein Auffindestreifen einzubauen. 
Liegt die Haltestelle innerhalb bebauter Gebiete 
wird zudem ein Leitstreifen verlegt (Bild 19). Bei 
einer Breite der Wartefläche ab 250 cm wird zu-
dem ein Einstiegsfeld eingebaut. 

Liegt die Haltestelle außerhalb bebauter Gebie-
te wird nur ein Auffindestreifen (vgl. Abschnitt 
3.9.1) angelegt.

25	Gemäß DIN 32984 sind wegen der Verwechslungsgefahr von 

geradlinig angeordneten Noppen mit Rippen nur noch diago-

nal angeordnete Noppenstrukturen zulässig.

Bild 19: Ausbaustandards für 
Bodenindikatoren an einer Bus-
haltestelle
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Bodenindikatoren müssen in der Regel in einem 
Abstand von mindestens 60 cm an Einbauten 
und Hindernissen vorbeigeführt werden (vgl. 
Bild 20). Über Bodenindikatoren einschließlich 
des beidseitigen Abstandsbereiches ist durch-
gehend eine lichte Höhe von mindestens 225 cm 
einzuhalten. (Für Sonderfälle siehe DIN 32984, 
5.2.1.). Im Folgenden werden Ausführungshin-
weise für Auffindestreifen, Einstiegsfeld und 
Leitstreifen an Haltestellen gegeben.26

26	Dargestellt sind die grundsätzlichen Ausführungen von Bo-

denindikatoren an einer Standardhaltestelle. Für Sonderfälle, 

3.9.1	 Auffindestreifen

Der Auffindestreifen wird an allen Haltestel-
len eingebaut. Er dient dem sicheren Auffinden 
der Bushaltestelle bzw. der Einstiegsposition. 
Er kennzeichnet somit gleichzeitig die Haltepo-
sition der Tür 1 beim Bus (siehe Abschnitt 4.4 
Schulung des Fahrpersonals).

Ein Auffindestreifen an einer Haltestelle hat fol-
gende Eigenschaften (Bild 21 und Bild 22, vgl. 
DIN 32984, 5.4.1):

� eine Rippenstruktur in Hauptgehrichtung;
� eine Tiefe in Gehrichtung von mindestens 

60 cm, über die gesamte Breite des Geh-
wegs bis zur inneren Leitlinie27 sowie

� einen Abstand zur Bordkante 30 cm.

3.9.2	 Einstiegsfeld

Ein Einstiegsfeld wird an Bushaltestellen in-
nerhalb bebauter Gebiete bei Warteflächen ab 
≥ 250 cm Tiefe zwischen Auffindestreifen und 
Bord eingebaut (Bild 23 und Bild 24). An Halte-
stellen außerhalb geschlossener Ortschaft wird 
es nicht eingebaut. Das Einstiegsfeld markiert 
analog zum Auffindestreifen die Halteposition 
der Tür 1 des Busses bzw. die Einstiegsposition  

insbesondere die Einbindung einer Haltestelle in ein umfas-

senderes Leitsystem, sind die Verlege- und Ausführungshin-

weise der DIN 32984 zu beachten.

27	Die innere Leitlinie ist die fahrbahnabgewandte Begrenzung 

des Gehwegs, z. B. Gebäudekante, Mauer, Tiefbord mit min-

destens 3 cm Anschlag oder taktil erkennbarer Materialwech-

sel (vgl. DIN 32984, 5.9.4).

Bild 22: Auffindestreifen falsch, kein Begleitstreifen 
[Foto: MUKMAV]

Bild 20: Ungünstige Position des Haltestellenmastes, 
kein ausreichender Abstand zum Auffindestreifen, Ab-
fallbehälter ungünstig platziert [Foto: MUKMAV]

Bild 21: Schmale Haltestelle, nur mit Auffindestreifen 
[Foto: Boenke]
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(vgl. Abschnitt 4.4 Schulung des Fahrperso-
nals).

Das Einstiegsfeld hat folgende Eigenschaften 
(vgl. DIN 32984, 5.4.1):

� Rippenstruktur in Hauptgehrichtung (wie 
der Auffindestreifen);

� Abmessung 120 cm parallel zum Bord und 
90 cm Breite sowie

� Abstand zur Bordkante 30 cm.

3.9.3	 Leitstreifen

An den Bushaltestellen innerorts ist ein 
Leitstreifen längs der Haltekante parallel 
zum Busbord einzubauen. An Haltestellen 
außerorts wird auf den Leitstreifen in der Re-
gel verzichtet. Der Leitstreifen kennzeichnet 
den Bereich der Wartefläche, der von Fahr-
gästen nicht betreten werden soll (Gefahr 
des Überstreichens von Fahrzeugteilen). Er 
hat damit im Wesentlichen eine Warn- bzw. 
Stopp-Funktion und dient Langstockgängern 
grundsätzlich nicht als Leitelement. Zudem 
hilft er dem Fahrpersonal bei der Anfahrt der 

Bild 23: Begleitfläche neben Auffindestreifen und Ein-
stiegsfeld, um taktilen und visuellen Kontrast sicherzu-
stellen, Leitstreifen fehlt [Foto: MUKMAV}

Bild 24: Einstiegsfeld und Leitstreifen korrekt, Auf
findestreifen in falscher Richtung verlegt  
[Foto: MUKMAV]

Bild 25: Leitstreifen mit korrektem Abstand von der 
Bordkante und beidseitigem Begleitstreifen  
[Foto: MUKMAV]

Bild 26: Leitstreifen mit zu geringem Abstand zur 
Bordkante, kein Begleitstreifen [Foto: MUKMAV]
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Haltestelle festzustellen, ob sich Fahrgäste 
im Gefahrenbereich aufhalten. Damit wird ein  
Anfahren des Busses nah am Bord unterstützt.

Der Leitstreifen an einer Haltestelle hat folgen-
de Eigenschaften (vgl. Bild 25 und Bild 26):

� Rippenstruktur, parallel zum Bord;
� Breite 30 cm sowie

� Abstand zur Bordkante in der Regel 60 cm. 
Dieser Wert darf nicht unterschritten wer-
den.28

3.9.4	 Begleitstreifen oder Begleit-
fläche

Damit Bodenindikatoren von blinden und seh-
behinderten Menschen gut wahrgenommen 
werden können, müssen diese durch einen 
taktilen und visuellen Kontrast zum angren-
zenden Bodenbelag unterscheidbar sein. Dies 
wird erreicht durch geeignete Material- und 
Farbwahl des umgebenden Belags in Verbin-
dung mit den Bodenindikatoren. Sind visueller 
und/oder taktiler Kontrast nicht gegeben (Bild 
27), ist zwischen Bodenindikatoren und um-
gebendem Belag ein Begleitstreifen bzw. eine 
Begleitfläche erforderlich (Bild 23 und Bild 25). 
Die Breite des Begleitstreifens bzw. der Begleit-
fläche muss mindestens 30 cm betragen. Muss 
nur der visuelle Kontrast hergestellt werden, ist 
ein beidseitig angeordneter Begleitstreifen von 
30 cm vorzusehen. Muss ein taktiler Kontrast si-
chergestellt werden, sollten der Begleitstreifen 
oder die Begleitfläche in der Regel  60 cm Breite 
aufweisen.

28	Sollten sich aufgrund von Überstreichungen größere Abstän-

de als notwendig ergeben, sollte der Abstand entsprechend 

angepasst werden.

Bild 27: Beispiel für einen schlechten taktilen und 
visuellen Kontrast zwischen Bodenindikatoren und 
umgebendem Belag [Foto: Boenke}

Bild 28: Beispiel für 
eine Haltestelle mit 
Auffindestreifen, 
Einstiegsfeld und 
Leitstreifen sowie 
hoher Haltekante  
(h = 22 cm) mit  
Kasseler Sonderbord 
plus [Foto: Boenke]
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3.10	 Haltestellenmast und Aus-
hangfahrpläne

Fahrgastinformationselemente und weitere 
Ausstattungselemente wie

� Haltstellenschild (Zeichen 224 StVO),
� Aushang von Abfahrtplänen sowie 
� Abfallbehälter. 

zählen aufgrund gesetzlicher Vorgaben zur 
Mindestausstattung der Haltestelle.

Die Ausstattung einer Haltestelle mit diesen 
Elementen fällt in den Zuständigkeitsbereich 
der Gebietskörperschaft bzw. des Verkehrsun-
ternehmens. Die Kosten für diese Elemente 
sind im Rahmen der Richtlinie NMOB-Barriere-
freiheit nicht zuwendungsfähig.

Im Sinne einer ganzheitlichen Betrachtung mit 
dem Ziel eine vollständig barrierefreie Halte
stelle zu bauen, sind – unabhängig von der 
Förderung – die im Folgenden aufgeführten 
Aspekte für die Haltestellenausstattung zu be-
rücksichtigen.

3.10.1	Haltestellenmast und  
Haltestellenschild

Mit dem Verkehrszeichen 224 StVO „Halte
stelle“ ist ein generelles Parkverbot verknüpft, 
das 15 Meter vor und hinter dem Zeichen 
wirkt. Dies sollte bei der Festlegung der Posi-
tion des Verkehrszeichens bzw. des Mastes an 
der Haltestelle berücksichtigt werden. Es sollte 
darüber hinaus geprüft werden, ob ergänzen-
de verkehrsrechtliche Maßnahmen (Verkehrs-
zeichen zur Kennzeichnung des Parkverbots, 
Grenzmarkierung) notwendig oder sinnvoll 
sind, um notwendige An- und Abfahrtsberei-
che zu verdeutlichen und freizuhalten (vgl. Ab-
schnitt 3.5.1.2).

Wird der Haltestellenmast auf der Wartefläche 
positioniert, ist zu beachten: 

� Durchgangsbreiten und Bewegungsflächen 
in der Zuwegung und an der Haltestelle dür-
fen nicht unzulässig eingeschränkt werden 
(vgl. Abschnitt 3.4.3). Dies gilt insbeson-
dere im Bereich der Halteposition der Tür 2 
(Klapprampe!);

� Zwischen Haltekante und Haltestellenmast 
muss eine lichte Breite von mindestens 
120 cm vorhanden sein, um die seitliche 
Anfahrt der Aushänge am Mast durch Men-
schen mit Rollstuhl zu ermöglichen;

� Zu Bodenindikatoren muss ein Abstand von 
mindestens 60 cm eingehalten werden (vgl. 
Abschnitt 3.9).

3.10.2	Abfallbehälter

Gemäß der Verordnung über den Betrieb von 
Kraftfahrunternehmen im Personenverkehr 
(BOKraft), sind „an verkehrsreichen Haltestel-
len des Ortslinienverkehrs Behälter zum Ab-
werfen benutzter Fahrscheine anzubringen.“  
(§ 32 Abs. 2 Nr. 3 BOKraft)

An den Haltestellenmasten sind Abfallbehäl-
ter nicht unterhalb der ausgehängten Informa
tionen (Bild 29), sondern auf der dem Aus-
hang gegenüberliegenden Seite zu montieren 
(Bild 30). Alternativ kann ein anderer Standort 
gewählt werden, bei dem ggf. ein eigener Mast 
erforderlich ist.

Bild 29: Fahrgastinformation durch Abfallbehälter und 
fehlenden Grünschnitt nicht zugänglich  
[Foto: MUKMAV]
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3.10.3	Informations- und Fahr
plantafeln

Aushangfahrpläne gemäß § 40 Abs. 4 PBefG 
und wesentliche Fahrgastinformationen sollten 
auf einer mittleren Sichthöhe von 1,30 Meter 
über Oberfläche, d. h. in einer Höhe zwischen 
1,00 Meter und 1,60 Meter, angebracht werden. 
Damit sind die Informationen grundsätzlich 
auch für rollstuhlnutzende Personen, Kinder 
oder kleinwüchsige Menschen einsehbar. 

Der Zugang zu den Informationen muss stufen-
frei sein und es dürfen keine Hindernisse unter 
den Aushängen vorhanden sein (z. B. Sitzge-
legenheiten, Abfallbehälter), damit Personen 
nah herantreten können und der Leseabstand 
bei Bedarf kurz ist. Abdeckungen sollten nicht 
spiegeln und Informationen mit geringem Ab-
stand zur Abdeckung – möglichst unmittelbar 
hinter der Abdeckung – angebracht und falten-
frei eingelegt sein.

Vor den Aushängen sind ausreichende Be-
wegungsflächen freizuhalten (vgl. Abschnitt 
3.4.3).

Lesbarkeit und Leserlichkeit29 werden von einer 
Reihe unterschiedlicher Faktoren beeinflusst. 
Empfehlungen für geeignete Schriftarten sowie 
eine angemessene Schriftgröße für Textmittei-
lungen sind in der DIN 1450 aufgeführt sowie 
in den DIN 1451-1 und DIN 1451-2 erläutert.30

Die Wahl einer angemessenen Schriftgröße 
ist grundsätzlich davon abhängig, um welche 
Art Text es sich handelt, da auch der Betrach-
tungsabstand eine Rolle spielt. Es wird grund-
sätzlich in Lesetext (z. B. bei Fahrplanaushän-
gen), Konsultationstext (erläuternder Text, z. B. 
Bildunterschriften oder Text in Fußnoten) so-
wie Signalisationstext, der zur Orientierung im 
öffentlichen Raum dient (beispielsweise Kenn-
zeichnung der Bussteignummer an einem Bus-
bahnhof) unterschieden.

Grundsätzlich werden die standardmäßigen 
Schriftgrößenempfehlungen der DIN 1450 als 

29	Eigenschaft einer Folge erkennbarer Zeichen, die es er-

möglicht, diese Zeichen im Zusammenhang zu erfassen 

(DIN 1450, S. 4).

30	Weitere Erläuterungen und Hilfestellungen finden sich unter 

www.leserlich.info (10.02.2023).

ausreichend betrachtet (DBSV 2020). Für Fahr-
planaushänge ergibt sich damit eine Mindest-
schriftgröße von etwa 9 pt bei einem Visus von 
0,7 (Leseabstand 40 cm, gute Beleuchtung und 
Mindestmaß Betrachtungswinkel 13 Grad, vgl. 
DIN 1450 Tabelle 2). Es ist zu gewährleisten, 
dass sehbehinderte Fahrgäste nah genug an die 
Aushänge herantreten können.

Information auf einem Ausdruck im 
Format DIN A4 in Schriftgröße 9 pt lässt 
sich auf DIN A3 um 40 Prozent größer 
(ca.  13 pt) darstellen. Damit wird die 
Schrift grundsätzlich für Fahrgäste mit 
Visus 0,5 lesbar.

Grundsätzlich für alle Anwendungsfälle zu 
empfehlen sind Schriftarten aus der Gruppe 
„Serifenlose Linear-Antiqua mit Renaissance-
Charakter“ (gem. DIN 16518). Beispiele für ge-
eignete serifenlose Schriften sind Calibri Regu-
lar, Lucida Sans Regular, Verdana Regular, Neue 
Frutiger 1450 Regular oder Meta Book. Auf kur-
sive Schrifttypen sollte in der Regel verzichtet 
werden. Die Leserichtung sollte von links nach 
rechts erfolgen. Zudem ist aus Gründen der Le-
serlichkeit generell die Groß-Kleinschreibweise 
anzuwenden (vgl. DIN 32975, 4.4.3).

Fahrgastinformationen können gemäß 
DIN 18040-3 (5.6.4) barrierefrei auch 
digital über mobile Endgeräte vermittelt 
werden. Funktionale Anforderungen 
sind in der DIN 13278 beschrieben.

3.11	 Weitere Ausstattungsele
mente – Erweiterter Standard

Im Folgenden werden weitere Ausstattungsele-
mente für Haltestellen beschrieben, die über die 
Mindestausstattung hinausgehen. Der Bedarf 
an Ausstattung bestimmt sich vor allem durch 
das Fahrgastaufkommen an der Haltestelle oder 
deren Bedeutung im Liniennetz. Weitere Aus-
stattungselemente können im begründeten 
Einzelfall gefördert werden.31

31	Umfassende Informationen zu Fördermöglichkeiten finden 

sich auf der Informationsseite zum Richtlinienpaket NMOB 

(MUKMAV 2023, siehe Impressum).

https://www.leserlich.info
https://www.saarland.de/rili-nmob
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3.11.1	Sitzgelegenheiten

Aus Sicht der Barrierefreiheit sind Sitzgelegen-
heiten an einer Haltestelle empfehlenswert. 
Mindestens ein Teil der Sitzgelegenheiten sollte 
mit Arm- und Rückenlehnen ausgestattet sein, 
um beispielsweise älteren Menschen das Auf-
stehen zu erleichtern. Die Sitzhöhe sollte 46 cm 
bis 48 cm betragen.

Sitzgelegenheiten sind an der Haltestelle so zu 
platzieren, dass notwendige Durchgangsbrei-
ten und Bewegungsflächen erhalten bleiben 
und kein Hindernis für blinde und sehbehin-
derte Menschen entsteht (vgl. Abschnitt 3.4.3). 
Die Sitzplätze sollten möglichst vor Witterung 
geschützt sein, z. B. unter einem Fahrgastunter-
stand (vgl. Abschnitt 3.11.2).

3.11.2	Fahrgastunterstand 

Ein barrierefreier Fahrgastunterstand muss 

� stufenlos erreichbar sein,
� eine lichte Höhe von 225 cm aufweisen,
� eine einbaufreie Aufstellfläche von mindes-

tens 150 cm x 150 cm aufweisen und
� Fahrgästen einen Schutz vor Witterungs

einflüssen (vor allem Niederschlag) bieten.

Transparente Dacheindeckungen sollten ver-
mieden werden, da sie keinen guten Sonnen-
schutz bieten und zudem für sehbehinderte 

Menschen ein irritierender Schattenwurf er-
zeugt werden kann.

Bei Bestandsanpassungen mit Erhö-
hung der Wartefläche ist darauf zu ach-
ten, dass die notwendige lichte Höhe 
unter dem Fahrgastunterstand erhalten 
bleibt.

Im Fahrgastunterstand sollten barrierefreie Sitz-
gelegenheiten vorhanden sein (vgl. Abschnitt 
3.11.1). Informationsvitrinen im Fahrgastun-
terstand sind nicht über den Sitzgelegenheiten 
anzubringen, sondern über dem einbaufreien 
Aufstellbereich (vgl. Abschnitt 3.10.3). Ge-
gebenenfalls kann es zweckmäßig sein, eine 
separate Beleuchtung im Fahrgastunterstand 
anzubringen, wenn die Straßenbeleuchtung 
nicht ausreichend ist (vgl. Abschnitt 3.11.3). 
Zu Bodenindikatoren ist ein Abstand von min-
destens 60 cm einzuhalten.

Notwendige Durchgangsbreiten und Bewe-
gungsflächen an der Haltestelle (z. B. für die 
Benutzung der Klapprampe an Tür 2) dürfen 
durch den Fahrgastunterstand nicht einge-
schränkt werden (vgl. Abschnitt 3.4.3). Dies gilt 
auch für die Erreichbarkeit des Fahrgastunter-
standes sowie vor Aushängen mit wesentlichen 
Informationen im Fahrgastunterstand.

Ein Fahrgastunterstand sollte möglichst außer-
halb der eigentlichen Warte- und Bewegungs-

Bild 31: Markierungsstreifen im Wechselkontrast 
erhöhen die Sichtbarkeit bei unterschiedlichen 
Lichtverhältnissen [Foto: Boenke]

Bild 30: Fahrgastunterstand mit Glasflächenmarkierung 
in einer Höhe [Foto: MUKMAV]
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flächen aufgestellt werden, um Gehbereiche 
freizuhalten und Konflikte zwischen wartenden 
bzw. ein- und aussteigenden Fahrgästen sowie 
dem Längsverkehr im Seitenraum zu vermei-
den. Wird der Fahrgastunterstand auf der War-
tefläche aufgestellt, ist darauf zu achten, dass 
notwendige Bewegungsflächen (v. a. Einsatz 
der Klapprampe) und Durchgangsbreiten erhal-
ten bleiben. Bei engen räumlichen Verhältnis-
sen kann es geboten sein, auf eine oder beide 
Seitenwände zu verzichten.

Der Fahrgastunterstand muss für blinde und 
sehbehinderte Menschen taktil und visuell er-
kennbar gestaltet sein. Der Freiraum zwischen 
begrenzenden Bauteilen (z. B. Glasflächen) 
und dem Oberflächenbelag sollte daher maxi-
mal 15 cm betragen, damit Bauteile mit dem 
Langstock sicher ertastet werden können. 
Transparente Seitenwände sollten nicht frei-
schwebend sein, sondern mit einem umlaufen-
den Rahmen versehen werden, der visuell kon-
trastierend zur Umgebung sein sollte (Bild 30). 
Transparente Flächen sollten mit zwei visuell 
kontrastierenden Markierungsstreifen gekenn-
zeichnet werden.

Diese sollten gemäß DIN 32975, 4.5

� über die gesamte Breite der Glasfläche  
reichen;

� mindestens 8 cm hoch und
� in einer Höhe von 40 cm bis 70 cm und von 

120 cm bis 160 cm über dem Oberflächen-
belag aufgebracht sein. 

Vorteilhaft ist zudem ein Wechselkontrast, 
der helle und dunkle Anteile in jedem Streifen 
enthält (Bild 31). Damit bleibt der Streifen bei 
wechselndem Hintergrund in der Regel immer 
gut sichtbar.

Im Fahrgastunterstand angebrachte wesent-
liche Fahrgastinformationen, z. B. Aushang-
fahrpläne, sind in einer mittleren Lesehöhe von 
130 cm anzubringen (vgl. Abschnitt 3.10.3). 
Vor der Information ist eine einbaufreie Bewe-
gungsfläche freizuhalten, um die Zugänglich-
keit zu gewährleisten (vgl. Abschnitt 3.4.3).

3.11.3	Beleuchtung

Haltestellen werden grundsätzlich durch die 
allgemeine Straßenbeleuchtung beleuchtet. Ist 
ein Fahrgastunterstand vorgesehen, kann es ge-
gebenenfalls zweckmäßig sein, diesen mit einer 
eigenständigen Beleuchtung auszustatten. 

Außerhalb bebauter Gebiete ist in der Regel 
keine Straßenbeleuchtung vorhanden und kein 
Stromanschluss verfügbar. Eine solarversorgte 
Beleuchtungsanlage, ggf. mit einer Sensorsteu-
erung, kann ein Lösungsansatz sein.

3.11.4	Dynamischer Fahrgast
informationsanzeiger

Dynamische Fahrgastinformationsanzeiger (DFI) 
zeigen Echtzeitinformationen auf einem Bild-
schirm elektronisch an. Über das Display kön-
nen Abfahrtzeiten, Störungen und weitere Infor-
mationen (z. B. Uhrzeit) dargeboten werden.

Damit DFI für Menschen mit Mobilitätsein-
schränkungen auffindbar, zugänglich und nutz-
bar sind, sollten folgende Anforderungen erfüllt 
sein (Bild 32):

� Stufenlose Erreichbarkeit;
� Auffindbarkeit nach dem Zwei-Sinne-Prin-

zip (vgl. Abschnitt 3.4.5) durch Anzeige des 
Standorts über Bodenindikatoren (Einbin-

Bild 32: Beispiel für einen Dynamischen Fahrgastinfor-
mationsanzeiger mit Anforderungstaster für Vorlese-
funktion und Auffindestreifen [Foto: Boenke]
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ketten. Eine Förderung  von Fahrradabstellanla-
gen kann über die „Richtlinie zur Förderung der 
nachhaltigen Mobilität im Saarland – Teilför-
derung Radverkehr“ (NMOB-Rad) sowie über 
die „Richtlinie zur Umsetzung des Sonderpro-
gramms Stadt und Land des Bundes“ (NMOB-
Stadt-Land) erfolgen.

Weitere Informationen finden sich im Leitfa-
den „Mobilitätsstationen im Saarland“ (MWAEV 
2021) sowie auf der Informationsseite des 
MUKMAV zum Richtlinienpaket NMOB (siehe 
Impressum).

3.11.6	Barrierefreie Querungs
stellen

Im Rahmen der Förderrichtlinie NMOB-Barriere
freiheit kann eine Querungsstelle im Einzelfall 
gefördert werden, sofern sie im näheren Um-
feld der Haltestelle liegt und für den Fußver-
kehr zum Erreichen der Haltestelle notwen-
dig ist. Die Förderwürdigkeit bedingt, dass die 
Querungsstelle als barrierefreie Querungsstelle 
nach DIN 18040-3 ausgeführt wird und sie 
damit vor allem für blinde und sehbehinderte 
Menschen sowie Menschen mit Rollstuhl oder 
Rollator auffindbar und nutzbar ist. 

Barrierefreie Querungsstellen können als ge
sicherte (Lichtsignalanlage, Fußgängerüber-
weg) oder als ungesicherte Querungsstelle 
errichtet werden. Gesicherte Querungsstellen 
sind aus Sicht der Menschen mit Mobilitätsein-
schränkungen zu bevorzugen.

dung in ein Bodenindikator-basiertes Leit-
system)32 sowie ein akustisches Auffindesi-
gnal;

� Nutzbarkeit nach dem Zwei-Sinne-Prinzip: 
Visuelle Anzeige der Information und akus-
tische Ausgabe (Vorlesefunktion) auf Anfor-
derung;

� Ausreichende Bewegungsflächen, um den 
Anforderungstaster anfahren und bedienen 
zu können (vgl. Abschnitt 3.4.3).

Auf Laufschrift auf den Anzeigern sollte grund-
sätzlich verzichtet werden. Ist diese nicht ver-
meidbar, sollte die horizontale Durchlaufge-
schwindigkeit sechs Zeichen je Sekunde nicht 
überschreiten und jedes vollständige Wort für 
mindestens zwei Sekunden angezeigt werden 
(vgl. DIN 18040-3, 5.6.4).

Fahrgastinformationen können ge-
mäß DIN 18040-3, 5.6.4 barriere-
frei auch digital über mobile End-
geräte vermittelt werden. Dies gilt 
auch für Störungsinformationen. 
Funktionale Anforderungen sind in der 
DIN 13278 beschrieben.

3.11.5	Fahrradabstellanlagen

Abstellanlagen für den Radverkehr sind ein 
wichtiger Baustein bei der Radverkehrsförde-
rung und zur Förderung intermodaler Wege-

32	Die Auffindbarkeit über Bodenindikatoren wird durch einen 

Auffindestreifen (Rippenstruktur) mit mind. 60 cm Breite 

hergestellt, der mit einem quadratischen Abzweigefeld (Nop-

penstruktur) an den Leitstreifen anschließt (siehe Beispiel 

Anhang II, Musterlösung 1b).

Bild 33: Getrennte Querungsstelle mit differenzierter 
Bordhöhe – Ausführungsbeispiel an einer gesicherten 
Querungsstelle [Foto: STUVA]

Bild 34: Gemeinsame Querungsstelle mit einheitlicher 
Bordhöhe – Ausführungsbeispiel an einer gesicherten 
Querungsstelle [Foto: Boenke]

https://www.saarland.de/rili-nmob
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Unabhängig von der Art der Sicherung wird 
nach zwei grundlegenden Bauformen unter-
schieden (vgl. DIN 18040-3, 5.3):

� Getrennte Querungsstelle mit differenzierter 
Bordhöhe, die über jeweils einen Querungs-
bereich mit 0 cm und 6 cm verfügt (Bild 33) 
sowie

� gemeinsame Querungsstelle mit einheit
licher Bordhöhe 3 cm (Bild 34) .

Die Querungsstelle ist – je nach Bauform – mit 
den entsprechenden Bodenindikatoren auszu-
statten (Auffindestreifen, Richtungsfeld und 
ggf. Sperrfeld). Gesicherte und ungesicherte 
Querungsstellen unterscheiden sich hinsicht-
lich der Bodenindikatoren im Grundsatz nur 
durch die Ausführung des Auffindestreifens:

� Bei der gesicherten Querungsstelle läuft der 
Auffindestreifen von der inneren Leitlinie 
bis zum Richtungsfeld durch (Bild 33).

� Bei der ungesicherten Querungsstelle wird 
zwischen Auffindestreifen und Richtungs-
feld eine Lücke von mindestens 60 cm an-
gelegt (Bild 35).

Weitere Details zur baulichen Ausführung der 
Bordkanten sowie der Bodenindikatoren an ge-
sicherten und ungesicherten Querungsstellen 
regelt die DIN 18040-3. Beispiele für die Aus-
führungen in den Musterlösungen 5a bis 5d 
(Anhang II)

Der Weg zwischen Haltestelle und Querungs-
stelle muss die Anforderungen an barriere-
frei nutzbare Oberflächen sowie Flächen- und 
Raumbedarf erfüllen (vgl. Abschnitt 3.4). Damit 
blinde und sehbehinderte Menschen den Weg 
sicher benutzen können, ist zudem auf durch-
gängige innere und äußere Leitlinie33 zu achten. 
Dabei können sonstige Leitelemente verwendet 
werden, z. B. taktil ertastbare Bordkante zur 
Fahrbahn und Tiefbord mit 3 cm Anschlag auf 
der fahrbahnabgewandten Seite.34 

Querungsstellen mit einer Mittelinsel bieten für 
den Fußverkehr Vorteile hinsichtlich der Ver-
kehrssicherheit. Sie weisen – bezogen auf die 
Anzahl querender Fußgängerinnen und Fuß-
gänger – niedrige Unfallkostenraten auf.35

33	Innere Leitlinie: Fahrbahnabgewandte Seite des Gehwegs. 

Äußere Leitlinie: Fahrbahnseitige Begrenzung des Gehwegs.

34	Zu „sonstigen Leitelementen“ siehe DIN 32984, 5.9.

35	Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e. V. 

(2022): Verkehrssicherheit an Fußgängerquerungen. Berlin 

(Unfallforschung kompakt, 116), S. 10.

Radverkehrsführung

Haltestellenform

Buskap
Haltestelle am Fahrbahn-

rand
Busbucht

Mischverkehr auf der 
Fahrbahn, Radfahrstreifen, 
Schutzstreifen

gut geeignet gut geeignet geeignet

Führung im Seitenraum 
(Radweg)

gut geeignet
bedingt geeignet (abhängig 
von Seitenraumbreiten)

bedingt geeignet (abhängig 
von Seitenraumbreiten)

Bussonderfahrstreifen mit 
Zusatz „Radfahrer frei“

bedingt geeignet (bei 
schmalen Bussonderfahr-
streifen: geringe Aufent-
haltsdauer Bus)

bedingt geeignet (bei 
schmalen Bussonderfahr-
streifen: geringe Aufent-
haltsdauer Bus)

—

Tabelle 3: Radverkehrsführung bei Haltestellen im Seitenraum [nach: FGSV 2010, S. 32]

Bild 35: Getrennte Querungsstelle mit differenzierter 
Bordhöhe – Ausführungsbeispiel an einer ungesicher-
ten Querungsstelle mit Lücke zwischen Auffindestrei-
fen und Richtungsfeld [Foto: Boenke]
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4	 Weitere Hinweise 

4.1	 Radverkehrsführung an den 
Haltestellen 

In die Haltestellenplanung ist die Führung des 
Radverkehrs im Bereich der Haltestelle einzu-
beziehen. Ziel ist es, dass die Verkehrsanlagen 
von allen Verkehrsteilnehmenden sicher und 
konfliktfrei benutzt werden können.

Außerhalb geschlossener Ortschaften besteht 
– falls Nebenanlagen vorhanden sind – in der 
Regel eine gemeinsame Führung des Fuß- und 
Radverkehrs auf einem einseitig geführten 
Weg. Aufgrund geringer Fahrgastzahlen und 
Radverkehrsbelastung ist das Konfliktpotenzial 
zwischen Fahrgästen des ÖPNV und dem Rad-
verkehr an den Haltestellen gering. Es sind in 
der Regel keine besonderen Maßnahmen erfor-
derlich.

Innerhalb geschlossener Ortschaften wird der 
Radverkehr auf der Fahrbahn oder im Seiten-
raum geführt. Bei der Wahl einer geeigneten 
Radverkehrsführung sind die Haltestellenform, 
die Seitenraumbreite, die Verkehrsbelastung, 
das Fahrgastaufkommen an der Haltestelle und 
die Radverkehrsführung vor und nach der Hal-
testelle (Kontinuität) zu berücksichtigen. Eine 
Orientierung bezüglich einer grundsätzlich ge-
eigneten Führungsform in Abhängigkeit von der 
Haltestellenform zeigt Tabelle 3.

Bei Führung des Radverkehrs auf der Fahrbahn 
an Haltestellen ist das Konfliktpotenzial zwi-
schen Radfahrenden und ein- und aussteigen-
den Fahrgästen gering. Daher sollte der Radver-
kehr vor Haltestellen nicht von der Fahrbahn in 
den Seitenraum geführt werden. Bei der Bewer-
tung einer geeigneten Führungsform besonders 
zu berücksichtigen sind 

� potenzielle Konflikte zwischen Radverkehr 
und ein- oder aussteigenden Fahrgästen bei 
Führung des Radverkehrs im Seitenraum;

� potenzielle Konflikte zwischen geradeaus 
fahrendem Radverkehr auf der Fahrbahn 
und Bussen, die von der Haltestelle wieder 
in den fließenden Verkehr einfädeln;

� Konfliktlagen des Radverkehrs, der hinter 
Bussen auf Bussonderstreifen oder engen 
Fahrbahnen und Haltestellen am Fahrbahn-
rand oder Buskap warten muss.

Ausführliche Hinweise sowie geeignete Lö-
sungsansätze zur Radverkehrsführung an Halte
stellen finden sich in den Empfehlungen für 
Radverkehrsanlagen (FGSV 2010, 3.11), den 
Empfehlungen für Anlagen des öffentlichen Ver-
kehrs (FGSV 2013, 6.2) sowie in der EAÖ-Bei-
spielsammlung (FGSV 2020a,6.5).

4.2	 Hinweise zur Schnittstelle 
Fahrzeug-Haltestelle

Standardlinienbusse erhalten eine Typzulas-
sung auf Grundlage der Straßenverkehrs-Zulas-
sungs-Ordnung (StVZO). Konkrete Konstrukti-
onsmerkmale für die Busse sind in der UNECE 
R 107 festgelegt, die im Rahmen der Zulassung 
eine verbindlich zu berücksichtigende, harmo-
nisierte technische Bestimmung darstellt.

Insofern sind die Linienbusse bezüglich ihrer 
Ausstattung zu einem hohen Grad standardi-
siert – auch bezüglich der Konstruktionsmerk-
male der Barrierefreiheit (vgl. UNECE R 107 
Anhang 8). Dennoch besteht Gestaltungsspiel-
raum, der im Zusammenhang mit der Planung 
hoher Haltekanten an der Schnittstelle Fahr-
zeug-Haltestelle berücksichtigt werden muss.

Der Einsatz hoher Haltekanten an Bus-
haltestellen erfordert bestimmte Kon-
struktionsmerkmale bei den Bussen, 
um das Ziel einer vollständigen Barri-
erefreiheit an der Schnittstelle Fahr-
zeug-Haltestelle erreichen zu können. 
Daher ist eine Abstimmung zwischen 
Straßenbaulastträgern und Aufgaben-
trägern bzw. Verkehrsunternehmen 
zwingend erforderlich. Bei der Fahr-
zeugbestellung bzw. im Lastenheft sind 
für hohe Haltekanten geeignete Kon
struktionsmerkmale zu fordern.

Busse, die hohe Haltekanten anfahren, sollten 
folgende Anforderungen erfüllen:
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� Niederflurfahrzeuge, die eine Wagenfuß-
bodenhöhe von 320 mm (ohne Absenken) 
bzw. maximal 270 mm in Verbindung mit 
der Absenkfunktion (Kneeling) aufweisen 
(Abschnitt 4.2.1).

� Türsystem: Schwenkschiebetüren oder In-
nenschwenktüren; mit Außenschwenktüren 
kann in der Regel die Absenkfunktion nicht 
genutzt werden (Abschnitt 4.2.2).

� Gelenkbusse sollten einen Faltenbalg ha-
ben, der nach unten nicht über das Licht-
raumprofil des Wagenkastens hinausragt 
(vgl. Abschnitt 4.2.3).

Weiterhin kommt der regelmäßigen Wartung 
der Busse – Druckluftsystem (Luftpresser), 
Reifendruck – eine größere Bedeutung zu (Ab-
schnitt 4.2.4).

Zudem ist bei der Planung der Haltestelle we-
sentlich, die Position der Einstiegstüren zu ken-
nen, um beispielsweise Teilerhöhungen lage-
genau festlegen zu können (Abschnitt 4.3).

4.2.1	 Wagenfußbodenhöhe und 
Absenkfunktion

Die Zulassung von Bussen erfolgt nach UNECE 
R 107 für verschiedene Klassen. Je nachdem, 
welcher dieser Klassen ein Bus zuzuordnen ist, 
ergeben sich teils spezifische Vorgaben für die 
Sicherheit und Ausstattung der Fahrzeuge. Dies 
betrifft auch Vorschriften, welche die Zugäng-
lichkeit und Nutzbarkeit der Fahrzeuge für Men-
schen mit Mobilitäteinschränkungen regeln. 
Konstruktionsmerkmale für „Unterbringung 
und Barrierefreiheit für Fahrgäste mit einge-
schränkter Mobilität“ sind in UNECE R 107 An-
hang 8 beschrieben.

Um den Zielwert einer maximalen Stufe von 
5 cm an einer 22 cm hohen Haltekante zu er-
reichen, sind Busse mit einer Wagenfußboden-
höhe von 320 mm bzw. einer Einstiegshöhe von 
nicht mehr als 270 mm nach dem Absenken 
des Wagenkastens36 über Fahrbahn notwendig. 
Dies erfordert der Einsatz von Niederflurfahr-
zeugen mit Niederquerschnittreifen (275/70 
R22.5) und Absenkfunktion (Kneeling).

36	Gemäß Ziffer 3.1 Anhang 8 UNECE R 107: An einer Tür nicht 

mehr als 250 mm bzw. alternativ an zwei Türen nicht mehr 

als 270 mm.

Diese Anforderungen sind immer erfüllt bei 
Bussen der Klassen I37 und A38, die in der Regel 
im Stadtbusverkehr eingesetzt werden. Im Regi-
onal- und Überlandverkehr werden Busse auch 
für die Klasse II39 zugelassen. Die Mindestan-
forderungen der Klasse II-Fahrzeuge (Wagen-
fußbodenhöhe 360 mm, keine Absenkfunktion) 
reichen jedoch nicht aus, um einen vollständig 
barrierefreien Fahrgastwechsel zu ermögli-
chen. Zudem werden die Fahrzeuge oftmals 
mit Reifen mit größerem Durchmesser (295/80 
R22.5) angeboten. Auch Regionalbusse sollten 
die Anforderungen der Zulassung nach Klasse 
I erfüllen, um einen vollständig barrierefreien 
Fahrgastwechsel an einer hohen Haltekante zu 
ermöglichen. Statt Außenschwenktüren müs-
sen zudem Schwenkschiebetüren verwendet 
werden (vgl. Abschnitt 4.2.2). Geeignete Fahr-
zeuge sind am Markt verfügbar. 

Die Trennung der Klassen ist in der 
Praxis nicht scharf, da die Zulassung 
eines Busses zu mehr als einer Klasse 
erfolgen kann, sofern die jeweiligen 
technischen Mindestanforderungen ei-
ner Klasse erfüllt werden. Ein Bus der 
Klasse II kann demnach zugleich als 
Klasse I-Bus zugelassen werden, so-
fern er die Anforderungen dieser Klasse 
erfüllt. Für einen vollständig barriere-
freien Fahrgastwechsel an einer Halte-
stelle ist eine Zulassung nach Klasse I 
mit geringerer Einstiegshöhe und Ab-
senkfunktion erforderlich.

37	„Klasse I“: Fahrzeuge, die zusätzlich zum Fahrpersonal mehr 

als 22 Fahrgäste befördern können und mit Stehplätzen, die 

die Beförderung von Fahrgästen auf Strecken mit zahlreichen 

Haltestellen ermöglichen.

38	„Klasse A“: Fahrzeuge, die zusätzlich zum Fahrpersonal bis 

zu 22 Fahrgäste befördern können und die zur Beförderung 

stehender Fahrgäste ausgelegt sind. Ein Fahrzeug dieser 

Klasse verfügt über Sitze, und es müssen Stehplätze vorge-

sehen sein.

39	„Klasse II“: Fahrzeuge, die hauptsächlich zur Beförderung 

sitzender Fahrgäste gebaut und so ausgelegt sind, dass 

die Beförderung stehender Fahrgäste im Gang und/oder in 

einem Bereich, der nicht größer ist als der Raum von zwei 

Sitzbänken, möglich ist. In der Regel verfügen diese Busse 

über einen Mehrzweckbereich (Rollstuhlstellplatz), der die 

Mindestanforderungen erfüllt.
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Bild 36: Verschiedene Türsysteme bei Linienbussen [Grafik: STUVA]

Bild 37: Lange Türdichtungen an der Unterseite von 
Schwenkschiebetüren können auf hohen Plattformen 
aufsetzen [Foto: Stocker Arnet]

Bild 38: Schwenkschiebetüren werden mit modifi-
zierten Türdichtungen angeboten, um beim Öffnen 
Berührungen mit hohen Haltestellenplattformen zu 
vermeiden [Foto: Stocker Arnet]
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4.2.2	 Türsysteme bei Linienbussen

Linienbusse können mit unterschiedlichen Tür-
systemen ausgestattet werden. Die Entschei-
dung für ein System wird vor allem durch die 
Innenraumgestaltung (Anzahl und Lage der 
Mehrzweckbereiche), Kostenaspekte sowie 
Komfortaspekte beeinflusst. Folgende Türsys-
teme werden in Stadt- und Regionalbussen ver-
baut (Bild 36):

� Innenschwenktüren drehen sich über eine 
Drehsäule nach innen in den Bus, bis sie 
eine Position senkrecht zur Fahrzeugseiten-
wand erreicht haben.

� Schwenkschiebetüren schwenken vor dem 
eigentlichen Öffnen aus dem Portal, bevor 
sie parallel zur Fahrzeugaußenwand öffnen.

� Außenschwenktüren senken sich während 
des Öffnungsvorgangs aus den Schließkei-
len und schwenken seitlich nach außen, bis 
sie in ihrer Endposition parallel zur Fahr-
zeugaußenwand stehen.

Mit hohen Haltekanten kompatibel sind Busse 
mit Innenschwenktüren oder Schwenkschie-
betüren, die zudem kurze Türlaufzeiten haben 
und damit den Fahrgastwechsel beschleunigen 
und Haltezeiten verringern. Schwenkschiebetü-
ren bieten darüber hinaus eine größere Flexibi-
lität bezüglich der Gestaltung des Innenraums, 
da beispielsweise auch auf der in Fahrtrichtung 
rechten Seite des Busses eine Mehrzweckfläche 

eingerichtet werden kann. Beide Türsysteme 
sind mit elektrischem Antrieb verfügbar und 
können in Bussen mit elektrischen Antrieben 
gut eingesetzt werden. Allerdings schließen In-
nenschwenktüren und Schwenkschiebetüren 
weniger dicht als Außenschwenktüren, wes-
halb die Geräusche im Fahrzeug insbesondere 
bei höheren Geschwindigkeiten etwas höher 
sein können als bei Außenschwenktüren. 

Bei Schwenkschiebetüren ist bei einigen Aus-
führungen nicht auszuschließen, dass die Dich-
tungsgummis auf der Plattform aufsetzen (Bild 
37). Neue Konstruktionen weisen optimierte 
Dichtungsgummis an der Unterseite der Türflü-
gel auf (Bild  38). Auf die entsprechende Aus-
stattung sollte bei der Fahrzeugbestellung hin-
gewirkt werden. 

Außenschwenktüren lassen sich an hohen 
Haltekanten u. U. nicht öffnen, wenn der Nie-
derflurbus an einer Haltestelle einseitig abge-
senkt wurde. Die Türflügel, die geöffnet etwa 
30 cm über die Fahrzeugseitenwand hinausra-
gen, können auf der Wartefläche aufsetzen. Die 
Außenschwenktüren erfordern zudem einen 
pneumatischen Antrieb, der über die Druck-
luftanlage des Fahrzeugs versorgt wird. Mit 
Elektrifizierung des Antriebsstranges der Busse 
gewinnt die Elektrifizierung von Nebenverbrau-
chern eine zunehmende Bedeutung. Auch aus 
diesem Grund werden zunehmend andere Tür-
systeme, deren Antrieb elektrisch erfolgt, ein-
gesetzt (z. B. Schwenkschiebetüren).

Bild 40: Abgerundeter Faltenbalg für Anfahrt an 
hohe Haltekanten [Foto: Stocker-Arnet]

Bild 39: Über den Wagenkasten hinausreichender 
Faltenbalg an einer hohen Haltekante [Foto: Boenke]
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Müssen Busse mit Außenschwenktüren 
an einer hohen Haltekante eingesetzt 
werden, sollte auf das Absenken der 
Busse verzichtet werden, um Beschädi-
gungen am Fahrzeug und der Haltestel-
le zu vermeiden. Fahrgäste im Rollstuhl 
müssen beim Ein- und Ausstieg die 
Klapprampe verwenden, deren Neigung 
dann etwa 10-12 Prozent beträgt.40

40	Bei Greifreifenrollstühlen kann eventuell personelle Hilfe 

erforderlich werden.

4.2.3	 Ausführung Faltenbalg

Faltenbälge dienen dem Schutz des Gelenks 
bei Gelenkbussen. Sie weisen im Detail unter-
schiedliche Konstruktionsmerkmale (Form, Ab-
messung bzw. Karosserieüberstand) auf. Bei 
einigen Busmodellen ragt der Faltenbalg am 
Gelenk über das Lichtraumprofil des Wagen-
kastens hinaus. Daher kann es bei hohen Halte
kanten an der Bushaltestelle zu Berührungen 
zwischen Faltenbalg und Bordkante kommen 
(Bild 39). Die Fahrzeughersteller bieten einen 
modifizierten Faltenbalg an, der hinter das 

Bild 41: Position der Türen bei unterschiedlichen Bustypen bezogen auf die Halteposition an der Haltestelle 
[Quelle: Evobus, bearbeitet: STUVA]
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gelegt. An dieser Stelle halten die Busse mit der 
Tür 1, damit das Fahrpersonal beispielsweise 
mit dort wartenden blinden Fahrgästen in Kon-
takt treten kann. Die Position der Tür 1 weist bei 
Standard-Linienbussen keine wesentlichen Ab-
weichungen bei der Lage auf. Der Bereich für 
die Position der übrigen Türen lässt sich von 
der Position der Tür 1 ausgehend bestimmen. 
Entsprechend kann die notwendige Länge der 
(hohen) Haltekante festgelegt werden, um den 
Zugang an den weiteren Türen zu ermöglichen.

Der Auffindestreifen bzw. das Ein-
stiegsfeld bietet eine Hilfestellung für 
das Fahrpersonal, um die richtige Hal-
teposition an der Haltestelle anzufah-
ren und die Zugänglichkeit an den an-
deren Fahrzeugtüren zu gewährleisten. 
Im Rahmen einer Schulung sollte dem 
Fahrpersonal das korrekte Anfahren an 
Haltestellen mit Sonderborden und das 
korrekte Halten vermittelt werden.

4.4	 Schulung des Fahrpersonals

Die Schulung des Fahrpersonals ist ein wesent-
licher Faktor, um eine vollständige Barrierefrei-
heit im ÖPNV zu erreichen. Dies gilt auch für 
die Anfahrt an die Bushaltestellen. Zum einen 
kann das Bewusstsein für die Bedürfnisse von 
Menschen mit Behinderungen gestärkt wer-
den. Zum anderen spielt das korrekte Anfahren 
an die Haltestelle eine wesentliche Rolle, um 
Spalt- und Stufenmaße gering zu halten. Fol-
gende Aspekte sollten dem Fahrpersonal im 
Rahmen von Schulungen vermittelt werden:

� Unterschiedliche Rahmenbedingungen bei 
den hohen und „konventionellen“ Halte-
kanten
Dem Fahrpersonal sind die Unterschie-
de zwischen hoher und „konventioneller“ 
Haltekante zu vermitteln. Dabei sollte – vor 
allem in der Übergangsphase bis zum Aus-
tausch nicht vollständig kompatibler Busse 
– auf Knackpunkte an der Schnittstelle Fahr-
zeug-Haltestelle hingewiesen werden (z. B. 
Inkompatibilitäten mit Außenschwenktüren 
und Absenkfunktion).

� Korrektes Anfahren der hohen Haltekante
Das Ziel, Spaltmaße und Stufen für den 
Fahrgastwechsel zu minimieren, macht es 

Lichtraumprofil des Wagenkastens zurückfällt 
(Bild 40). Bei der Fahrzeugbestellung bzw. im 
Lastenheft sollte die Anforderung formuliert 
werden, dass der Faltenbalg für die Anfahrt an 
hohe Haltekanten geeignet sein muss.

4.2.4	 Wartung der Busse

Bei der Anfahrt der Busse an eine hohe Halte-
kanten werden Spalt und Stufe an der Schnitt-
stelle Fahrzeug-Haltestelle minimiert. Um 
Schäden am Fahrzeug und an der Haltestelle 
zu vermeiden, kommt der systematischen und 
regelmäßigen Wartung der Busse eine erhöhte 
Bedeutung zu. Eine Lage der Wagenfußboden- 
bzw. Einstiegshöhe unterhalb der Soll-Lage 
sollte vermieden werden. Zu beachten ist:

� Eine korrekte Grundeinstellung der Höhen-
lage der Busse (Wagenfußbodenhöhe) und 
der Absenkfunktion (Einstiegshöhe), um die 
Anforderungen gemäß UNECE R 107 An-
hang 8 zu erfüllen.

� Eine regelmäßige Kontrolle und Wartung 
der Druckluftanlage/Luftpresser und der 
Absenkfunktion.

� Eine regelmäßige Kontrolle des Reifen-
drucks.

4.3	 Lage der Türen bei Linien
bussen

Trotz eines hohen Standardisierungsgrades bei 
den Konstruktionsmerkmalen für Busse, kann 
die Position der Türen bei unterschiedlichen 
Bustypen bzw. Modellen (herstellerspezifisch) 
eine Streuung aufweisen. Die Türen bei Stan-
dard-Linienbussen liegen – gemessen ab Fahr-
zeugfront – etwa in den Bereichen (Bild 41)

� Tür 1: 0,40 m bis 1,90 m;
� Tür 2: 4,80 m bis 8,00 m.

Dies ist bei der Haltestellenplanung – insbe-
sondere bei verkürzten Ausbauformen – zu be-
rücksichtigen – auch bezüglich der Lage von 
Anrampungen. Der Abstand von der Fahrzeug-
front bis zur vorderen Tür kann mit 0,50 m an-
genommen werden.

Die Halteposition des Busses an der Haltestelle 
wird durch die Lage des Auffindestreifens bzw. 
Einstiegsfeldes für alle Busse einheitlich fest-
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erforderlich, mit dem Bus unmittelbar an 
den Bordstein heranzufahren. Dafür werden 
an hohen Haltekanten geeignete Formsteine 
verwendet. Dieses „in den Bordstein fahren“ 
sollte mit dem Fahrpersonal geübt werden, 
damit die Vorteile des Systems zum Tragen 
kommen.

� Sensibilisierung im Hinblick auf den Fahr-
gastwechsel
Nicht immer sind Mobilitätseinschränkun-
gen von Fahrgästen offensichtlich. Das Fahr-
personal sollte darauf sensibilisiert werden, 
die Absenkfunktion der Busse regelmäßig 
zu benutzen. Mindestens sollte dies jedoch 
der Fall sein, wenn Einschränkungen offen-
sichtlich sind (Fahrgäste mit Hilfsmitteln, 
Kinderwagen, schwerem Gepäck). Fahrgäs-
ten mit Ausstiegswunsch sollte zudem aus-
reichend Zeit eingeräumt werden, erst an 
der Haltestelle aufzustehen, wenn der Bus 
dort zum Stehen gekommen ist.

� Sensibilisierung hinsichtlich des Unter-
stützungsbedarfs 	
Für Fahrgäste mit besonderen Bedürfnissen 
kann es eine Hürde bedeuten, aktiv Hilfe-
bedarf anzufordern. Das Fahrpersonal kann 
vor allem augenscheinlich mobilitätseinge-
schränkten Menschen aktiv Hilfe anbieten. 
Hinsichtlich der Schulung in Bezug auf den 
Umgang mit Menschen mit Behinderungen 
kann es zweckmäßig sein, beispielswei-
se Kooperationen mit Verbänden oder Be-
hindertenbeiräten zu suchen. Schulungs-
programme mit Selbsterfahrungen, z. B. 
Benutzen eines Rollstuhls oder Laufen mit 
Langstock unter Augenbinde, haben sich 
zur Sensibilisierung bewährt.

� Fortbildung von Akteuren aus Planung und 
Bau
Die Entwurfsplanung von barrierefreien Bus-
haltestellen mit hohen Haltekanten stellt 
hohe Anforderungen an die Qualifikation 
von Planenden und Bauausführenden, vor 
allem hinsichtlich der Wechselwirkungen 
mit Querneigungen der Fahrbahn und des 
Seitenraums sowie der Anwendung praxis
gerechter Schleppkurven. Hier ist der regel
mäßige Besuch von Veranstaltungen zur 
Fortbildung und zum Erfahrungsaustausch 
zu empfehlen.

4.5	 Schleppkurven

Nicht immer können Haltestellen geradlinig 
angefahren werden. Erfolgt die Anfahrt aus ei-
nem Bogen, z. B. an einem Knotenpunkt oder 
an einem Wendeplatz, ist mittels geeigneter 
Schleppkurven nachzuweisen, dass Linienbus-
se die Haltekante parallel anfahren und dort mit 
geringem Abstand halten können.

Die Forschungsgesellschaft für Straßen- und 
Verkehrswesen hat die „Richtlinien für Bemes-
sungsfahrzeuge und Schleppkurven zur Über-
prüfung der Befahrbarkeit von Verkehrsflä-
chen“ (RBSV) herausgegeben (FGSV 2020b). 
Mithilfe der in den RBSV enthaltenen Schlepp-
kurvenschablonen kann für verschiedene Be-
messungsfahrzeuge die während einer Kurven-
fahrt überstrichene Fläche ermittelt werden. 
Dabei wird die „Fahrweise 1“ zugrunde gelegt. 
Der Lenkradeinschlag erfolgt dabei während 
der Fahrt mit einer geringen Geschwindigkeit. 
Die Außenradien entsprechen den minimalen 
Wendekreisradien der jeweiligen Bemessungs-
fahrzeuge.

Die RBSV enthalten unter anderem Schleppkur-
venschablonen für

� einen Linienbus (12,0 Meter, 2-achsig);
� einen Linienbus (15,0 Meter, 3-achsig) und
� einen Gelenkbus (3-achsig).

Es ist allerdings zu beachten, dass das Auf-
legen der Schablonen auf den Lageplan ein 
überschlägliches Verfahren darstellt und ledig-
lich einer ersten Abschätzung dient (vgl. FGSV 
2020b, S. 6). Der erforderliche Flächenbedarf 
und damit auch das Überstreichen von Bord-
steinen ist mittels geeigneter Schleppkurven-
software nachzuweisen. Dabei ist ein praxisge-
rechtes Fahrmanöver zu wählen. Die „Fahrweise 
2“ ist nicht praxisgerecht und wird als Nachweis 
in der Regel nicht anerkannt.Weitere Hinwei-
se zu Schleppkurvenprüfung, insbesondere an 
Bushaltestellen mit hohen Haltekanten in BVB 
(2023). 
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Anhang I
Standards im tabellarischen Überblick





M.S. Barrierefreie Erreichbarkeit und Zugänglichkeit der Haltestelle (Abschnitt 3.4)

1

Haltestellenelement und Anforderungen Weitergehende Hinweise

Die Haltestelle muss mindestens von einer Seite 
erreichbar und zugänglich sein (Anschluss an Umge-
bung)

� verkehrssichere und barrierefreie Zuwegung und 
ggf. barrierefreie Querungsstellen

� stufenfreie Wege (keine Kanten mit mehr als 
3 cm Höhe)

� hindernisfrei nutzbare Breite der Gehfläche  
i. d. R. ≥ 1,80 m

� lichte Weite in Durchgängen und an Engstellen 
≥ 0,90 m

� befestigte Oberfläche

� Neigung möglichst max. 3 % bzw. 6  % mit Zwi-
schenpodesten alle 10 Meter

� Querungsstellen  DIN 18040-3 (5.3)

•	getrennte Querungsstelle mit differenzierter 
Bordhöhe (0/6 cm)

•	gemeinsame Querungsstelle mit einheitlicher 
Bordhöhe (3 cm)

� Gehwegbreiten  siehe RASt, EFA, H BVA, DIN 
18040-3 (5.1)

� Durchgangsbreiten  DIN 18040-3 (4.2)

� Oberfläche bituminös oder hydraulisch gebunden 
bzw. Pflaster gem. DIN 18318

rutschhemmend, eben und erschütterungsarm 
berollbar  FGSV-Merkblatt Rutschwiderstand Fuß-
verkehr, DIN 18040-3 (4.4)

� Podeste mit Länge von mind. 1,50 m und Längs-
neigung max. 3  %

M.S. Ausbauform der Haltestelle (Abschnitt 3.5)

2

Haltestellenelement und Anforderungen Weitergehende Hinweise

Ausbauform

� innerhalb bebauter Gebiete in der Regel Kaphal-
testelle, Haltestelle am Fahrbahnrand, Halte
stelleninsel 

•	Busbucht in Ausnahmefällen

� außerhalb bebauter Gebiete in der Regel Bus-
bucht

•	Fahrbahnrandhaltestelle nach Einzelfallprüfung

� Wahl der Haltestellenform als Einzelfallentschei-
dung auf Grundlage der örtlichen Rahmenbedin-
gungen

� Busbucht innerhalb geschlossener Ortschaft nur 
in Ausnahmen, z. B. betriebsbedingte längere 
Standzeiten oder an anbaufreien Hauptverkehrs-
straßen

•	erst mit einer Entwicklungslänge von 88,70 m 
(vgl. RASt, Bild 92 und EAÖ, Bild 98) wird ein 
paralleles Anfahren des Busses an den Bord 
sicher möglich

•	als Alternative ggf. Busbucht mit Nase oder 
Haltestellentasche mit Ausbaulänge ca. 60 m

M.S. Länge der Haltekante (Abschnitt 3.6)

3

Haltestellenelement und Anforderungen Weitergehende Hinweise

Länge der Haltekante ergibt sich aus der betrieblich 
notwendigen Anzahl gleichzeitig haltender Busse

� grundsätzlich barrierefreien Fahrgastwechsel an 
allen Türen ermöglichen

� verkürzter Ausbau Haltekante 9,00 m (vollstän-
dig barrierefreier Fahrgastwechsel an Tür 1 und 
Tür 2)

� „Kissen“ mit Haltekante 5,00 m (vollständig 
barrierefreier Fahrgastwechsel an Tür 2)

� Türbereiche bei standardisierten Fahrzeugtypen 
etwa (vgl. Abschnitt 4.3) 

•	Tür 1: 0,40 m – 1,90 m hinter der Fahrzeugfront

•	Tür 2: 4,80 m – 8,00 m hinter der Fahrzeugfront

� keine Anrampung an den Haltepositionen der 
Türen

Anhang I
 
Die Standards sind gemäß Abschnitt 3.2 zu unterscheiden in

� Mindeststandards (M.S.), die grundsätzlich im Rahmen einer Förderung nach der Richtlinie 
NMOB-Barrierefreiheit zu beachten sind sowie

� Erweiterte Standards (E.S.), die in Abhängigkeit von der Verkehrsbedeutung einer Haltestelle 
förderfähig sein können, aber kein Fördertatbestand der Richtlinie NMOB-Barrierefreiheit sind.



M.S. Höhe der Haltekante (Abschnitt 3.7)

4

Haltestellenelement und Anforderungen Weitergehende Hinweise

Zielhöhe der Haltekante

� grundsätzlich 22 cm über Fahrbahnniveau

•	mindestens im Bereich der zweiten Bustür  
( Länge der Haltekante)

� bei begründeten Ausnahmen bei unveränderbar 
ungünstigen Rahmenbedingungen h = 18 cm

•	mindestens im Bereich der zweiten Bustür

� bei ausschließlicher Bedienung mit Kleinbussen 
über die gesamte Zweckbindungsfrist (12 Jahre) 
h = 16 cm möglich

� Zielwert für Stufe und Spalt an der Schnittstelle 
jeweils ≤ 5 cm  DIN 18040-3 (5.6.3)

� Ausnahmen sind im Förderantrag zu begründen

� bei Fahrbahnrandhaltestellen sind vor und nach 
der Haltestelle Bereiche für eine störungsfreie 
An- und Abfahrt freizuhalten

•	ggf. verkehrstechnische Maßnahmen (Verkehrs-
zeichen, Markierung) 

•	regelmäßige Überwachung des Parkverbots

� bei möglichen Überstreichungen bei der Anfahrt 
sind differenzierte Bordhöhen im Anfahrtsbereich 
einzubauen, um Schäden an Fahrzeugen und 
Bordsteinen zu vermeiden

•	bei Anfahrt der Haltekante aus der Kurve oder 
aus einer 180°-Wende ist eine Überprüfung 
mit Schleppkurven nach RBSV bzw. geeigneter 
Schleppkurvensoftware durchzuführen (Nach-
weis, dass die Busse die Haltekante direkt und 
parallel anfahren können)

� Systemtechnische Eignung der Fahrzeuge bei 
hoher Haltekante (22 cm) beachten: bei Nieder-
flurbussen mit Außenschwenktüren ggf. kein 
Absenken an der Haltestelle möglich

� Straßeneinläufe oder Schächte im Bereich der 
Haltekante sind zu vermeiden

� Querneigung der Fahrbahn in Richtung Fahrbahn-
rand q ≤ 4 Prozent

M.S. Wartefläche (Abschnitt 3.8)

5

Haltestellenelement und Anforderungen Weitergehende Hinweise

� befestigte Oberfläche (rutschhemmend, eben und 
erschütterungsarm berollbar)

� Breite in der Regel ≥ 2,50 m

•	insbesondere im Bereich der Tür 2 für Benut-
zung der Klapprampe

•	bei Bordhöhe 22 cm mindestens 1,50 m (in der 
Regel kein Einsatz der Klapprampe erforderlich)

� hindernisfreier Bereich mit einer Breite von min-
destens 1,50 m entlang der Haltestellenkante 

� lichte Durchgangsbreite von mindestens 90 cm 
an allen Stellen

•	ggf. zzgl. von Sicherheitsräumen

� Haltekante (Bord) visuell kontrastierend zur 
Fahrbahn

� konfliktfreie Radwegeführung im Bereich der 
Haltestelle

� Oberflächenbefestigung fällt in den Aufgaben-
bereich der Gebietskörperschaft bzw. des Ver-
kehrsunternehmens

•	Kosten nicht förderfähig im Rahmen der  
Richtlinie NMOB-Barrierefreiheit

� Bewegungsflächen und Durchgangsbreiten an 
Haltestellen vgl. DIN 18040-3 (5.6.2)

� vor der ausgelegten Klapprampe (ca. 1,00 m) ist 
eine Bewegungsfläche für Rollstuhlnutzende für 
den Richtungswechsel erforderlich

•	bei einer Bordhöhe von 22 cm kann i. d. R. auf 
den Einsatz der Klapprampe verzichtet werden

� Haltestellen mit einer Breite der Wartefläche  
b < 1,50 m sind nicht förderfähig   

� wenn Breiten nicht eingehalten werden können:

•	Verschiebung der Haltekante/Haltestelle prüfen

•	Ausführung als Kaphaltestelle prüfen

•	Grunderwerb prüfen 

� visueller Kontrast der Haltekante zur Fahrbahn 
i. d. R. durch Einbau heller Busbordsteine

� Führung des Radverkehrs an Haltestellen  ERA 
(3.11), EAÖ (6.2), EAÖ-Beispielsammlung (6.5)



M.S. Bodenindikatoren (Abschnitt 3.9 )
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Haltestellenelement und Anforderungen Weitergehende Hinweise

Grundsätzliche Hinweise zu Bodenindikatoren

� Abstand von allen Hindernissen grundsätzlich 
≥ 0,60 m  

� über Bodenindikatoren inkl. der seitlichen Ab-
standsflächen lichte Höhe ≥ 2,25 m freihalten

� taktil und visuell kontrastierend

•	visueller Kontrast K ≥ 0,4 gegenüber dem um-
gebenden Oberflächenbelag

•	Reflexionsgrad der helleren Fläche ρ ≥ 0,5  
(DIN 18040-3, 4.6)

� Abstand zu Fahrradabstellanlagen und Sitzgele-
genheiten ≥ 1,20 m

•	an Haltestellen gilt bei Sitzgelegenheiten ein
geschränkter Abstand mind. 0,60 m

��  Begleitstreifen, wenn kein ausreichender 
taktiler und/oder visueller Kontrast zwischen 
Bodenindikatoren und umgebendem Oberflä-
chenbelag: Umfang des Bodenindikator-basierten 
Leitsystems an der Haltestelle je nach Ortslage 
und Seitenraumbreite (DIN 32984)

� Querungsstelle im Zusammenhang mit der 
Haltestelle (für die Zuwegung erforderlich) mit 
Bodenindikator-basiertem Leitsystem mit der 
Haltestelle verknüpfen

Auffindestreifen

� an jeder Haltestelle anzulegen

� Rippenprofil, parallel zum Bord

� Tiefe mind. 60 cm (bis 90 cm) über die gesamte 
Gehwegbreite verlegt

� Abstand zur Bordkante 0,30 m

� kennzeichnet seitlich liegende Haltestellen 
(Auffindbarkeit) für blinde und sehbehinderte 
Menschen

� markiert die Halteposition für den Einstieg an  
Tür 1 beim Bus

� ggf.  Einstiegsfeld anschließen (b ≥ 2,50 m)

� weiterer Auffindestreifen (Rippenprofil), wenn ein 
Fahrgastinformationsanzeiger (DFI) mit akusti-
scher Ausgabe der Information (Zwei-Sinne- 
Prinzip) vorhanden ist (siehe Musterlösung 1b)

Einstiegsfeld

� innerorts, ab Seitenraumbreite von ≥ 2,50 m  

� Rippenprofil, parallel zum Bord

� Länge 120 cm (parallel zur Bordsteinkante),  
Tiefe 90 cm

� Abstand zur Bordkante 0,30 m

� markiert die Halteposition für den Einstieg an 
Tür 1 beim Bus

� außerorts kein Einstiegsfeld

Leitstreifen

� innerorts

� Rippenprofil, parallel zum Bord

� Breite 0,30 m

� Abstand zur Bordkante in der Regel 0,60 m

� Einbau über die gesamte Bussteiglänge  
(Haltekante)

� der Leitstreifen kennzeichnet den Sicherheits-
raum, der von Karosserieteilen (z. B. Außen
spiegel) überstrichen werden kann

� Abstand zur Bordkante darf nicht unterschritten 
werden

•	bei möglichen Überstreichungen ggf. größeren 
Abstand wählen 

� außerorts kein Leitstreifen

Begleitstreifen oder Begleitfläche

� wenn zwischen Bodenindikatoren und umgeben-
dem Oberflächenbelag kein ausreichender taktiler 
und/oder visueller Kontrast besteht

� in der Regel beidseitig, jeweils mind. 30 cm breit

� Oberfläche des Begleitstreifens rutschhemmend 
(SRT ≥ 55), eben und erschütterungsarm beroll-
bar

� Material- und Farbwahl zwischen Bodenindikato-
ren und umgebendem Belag möglichst so abstim-
men, dass kein Begleitstreifen erforderlich wird



M.S. Haltestellenmast und Haltestellenschild (Abschnitt 3.10.1)
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Haltestellenelement und Anforderungen Weitergehende Hinweise

Platzierung in Abhängigkeit der örtlichen Randbedin-
gungen (Kennzeichnung eines Parkverbots)

� Abstand zu Bodenindikatoren mind. 0,60 m

� notwendige Durchgangsbreiten und Bewegungs-
flächen beachten (  Wartefläche)

� mit dem Verkehrszeichen 224 StVO „Haltestelle“ 
ist ein Parkverbot jeweils 15 Meter vor und nach 
dem Verkehrszeichen verbunden

•	ggf. ergänzende verkehrstechnische Maßnah-
men (erweitertes Parkverbot, Grenzflächenmar-
kierung) anordnen

•	regelmäßige Überwachung des Parkverbots

� Ausstattung mit Haltestellenmast bzw. Halte
stellenschild fällt in den Zuständigkeitsbereich 
der Gebietskörperschaft bzw. des Verkehrs
unternehmens

•	Kosten im Rahmen der Richtlinie NMOB-Barrie-
refreiheit nicht zuwendungsfähig

M.S. Abfallbehälter (Abschnitt 3.10.2)

8

Haltestellenelement und Anforderungen Weitergehende Hinweise

� an verkehrsreichen Haltestellen des Ortslinien-
verkehrs (§ 32 Abs. 2 Nr. 8 BOKraft)

� bei Befestigung am Haltestellenmast: abgewandt 
vom Aushangfahrplan oder alternativer Standort

� Ausstattung fällt in den Zuständigkeitsbereich 
der Gebietskörperschaft bzw. des Verkehrsunter-
nehmens

•	Kosten im Rahmen der Richtlinie NMOB-Barrie-
refreiheit nicht zuwendungsfähig

M.S. Fahrgastinformation (statisch) (Abschnitt 3.10.3)

9

Haltestellenelement und Anforderungen Weitergehende Hinweise

am Haltestellenmast oder im Fahrgastunterstand

� stufenlos erreichbar, frei zugänglich

� Befestigung in mittlerer Sichthöhe von 1,30 m

•	Anbringung zwischen 1,00 m und 1,60 m

� grundsätzlich Bewegungsfläche

•	mind. 1,50 m x 1,50 m vor dem Aushang, um 
frontale Anfahrt sicherzustellen bzw. 

•	Breite der Bewegungsfläche von 1,20 m, um 
seitliche Anfahrt sicherzustellen

� bei Beleuchtung: blendfrei

� bei Schriftauswahl und Schriftgröße auf Leser-
lichkeit achten

� vgl. DIN 18040-3 (6.2 und 6.3)

� Hinweise zu geeigneten Schriftarten und Schrift-
größen (DIN 1450):

•	Mindestgröße Schrift 9 pt (Visus 0,7, gute Be-
leuchtung, Sehabstand 40 cm)

•	Information bei DIN A3 40 % größer darstellbar 
als bei DIN A4 (9 pt  13 pt)

� keine  Abfallbehälter unmittelbar unter Aus-
hangfahrplänen/Fahrgastinformationen

� Fahrplanaushang im Zuständigkeitsbereich Ge-
bietskörperschaft / Verkehrsunternehmen

•	Kosten im Rahmen der Richtlinie NMOB-Barrie-
refreiheit nicht zuwendungsfähig

E.S. Sitzgelegenheiten (Abschnitt 3.11.1)

10

Haltestellenelement und Anforderungen Weitergehende Hinweise

� Ausstattung von der Verkehrsbedeutung der Hal-
testelle abhängig (Einzelfallprüfung)

� stufenlos erreichbar

� mind. teilweise mit Arm- und Rückenlehnen aus-
gestattet

� Sitzflächenhöhe 46 cm bis 48 cm

� vgl. DIN 18040-3 (6.1)



E.S. Fahrgastunterstand (Abschnitt 3.11.2)

11

Haltestellenelement und Anforderungen Weitergehende Hinweise

� Ausstattung von der Verkehrsbedeutung der Hal-
testelle abhängig (Einzelfallprüfung)

� stufenlos erreichbar

� lichte Höhe ≥ 2,25 m

� mit einbaufreier Aufstellfläche ≥ 1,50 m x 1,50 m 
unterhalb des Fahrgastunterstandes

� für blinde und sehbehinderte Menschen wahr-
nehmbar gestaltet

•	Begrenzungselemente taktil ertastbar (max. 
15 cm über der Oberfläche endend)

•	Glasflächen mit kontrastierenden Markierungs-
streifen versehen

� Witterungsschutz muss gegeben sein (v. a. vor 
Niederschlag)

� bei Positionierung auf Durchgangsbreiten und 
Bewegungsflächen achten

� Farbwechselkontrast für die Markierung empfoh-
len

� Markierung nach DIN 32975 (4.5) empfohlen

•	über die gesamte Breite der Glasfläche, min-
destens 8 cm hoch, in einer Höhe von 40 cm 
bis 70 cm und von 120 cm bis 160 cm über 
dem Oberflächenbelag

� transparente Dacheindeckung vermeiden

E.S. Dynamischer Fahrgastinformationsanzeiger (DFI) (Abschnitt 3.11.3)

12

Haltestellenelement und Anforderungen Weitergehende Hinweise

� Ausstattung von der Verkehrsbedeutung der Hal-
testelle abhängig (Einzelfallprüfung)

� stufenlos erreichbar

� Bewegungsfläche mind. 1,50 m x 1,50 m vor dem 
Anforderungstaster

� Zwei-Sinne-Prinzip für Auffindbarkeit und Nutz-
barkeit

•	Bodenindikatoren und akustisches Auffinde
signal

•	Anforderungstaster für Aktivierung der Vorlese-
funktion

� Laufschrift möglichst vermeiden

•	ansonsten max. 6 Zeichen/s,  
Standzeit ≥ 2 s/Wort

� Visuelle Nutzbarkeit nach DIN 32975

� Fahrgastinformation barrierefrei auch über mobile 
Endgeräte möglich (DIN 18040-3, 5.6.4)

E.S. Beleuchtung (Abschnitt 3.11.4)

13

Haltestellenelement und Anforderungen Weitergehende Hinweise

� in der Regel kann vorhandene Straßenbeleuch-
tung genutzt werden

•	Einrichtung von Haltestellen nach Möglichkeit 
in unmittelbarer Nähe von Lichtquellen

•	ggf. (zusätzliche) Beleuchtung im Fahrgastun-
terstand

� bei Haltestellen ohne Stromanschluss ggf. solar-
betriebene Beleuchtungsanlage prüfen

� Beleuchtung dient der Erkennbarkeit von Orien
tierungselementen sowie der Stärkung des 
Sicherheitsgefühls



E.S. Fahrradabstellanlagen (Abschnitt 3.11.5)
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Haltestellenelement und Anforderungen Weitergehende Hinweise

� Einzelfallprüfung

� Ausstattung von der Verkehrsbedeutung der  
Haltestelle abhängig

� weitere Hinweise im Leitfaden „Mobilitätssta-
tionen im Saarland“ und auf der Webseite zum 
Richtlinienpaket NMOB 

E.S. Querungsstellen (Abschnitt 3.11.6)

15

Haltestellenelement und Anforderungen Weitergehende Hinweise

� Einzelfallprüfung

Ausführung als

� gemeinsame Querungsstelle mit einheitlicher 
Bordhöhe (3 cm) oder

� getrennte Querungsstelle mit differenzierter 
Bordhöhe (0/6 cm)

� Förderung möglich, sofern im näheren Umfeld 
und für die Erreichbarkeit der Haltestelle  
notwendig 

� Ausführung gem. DIN 18040-3 (5.3)

https://www.saarland.de/rili-nmob


Anhang II
Musterlösungen





Muster
lösung

Inhalt

1 a Buskap innerorts, Seitenraumbreite b ≥ 2,50 m

1 b Buskap innerorts, Seitenraumbreite b ≥ 2,50 m, Dynamischer Fahrgastinformationsanzeiger (DFI)

2 a Fahrbahnrandhaltestelle innerorts, Seitenraumbreite b ≥ 2,50 m

2 b Fahrbahnrandhaltestelle innerorts, Seitenraumbreite 1,50 m ≤ b < 2,50 m

2 c Fahrbahnrandhaltestelle innerorts, verkürzter Ausbau

3 a Busbucht innerorts, Seitenraumbreite b ≥ 2,50 m

3 b Busbucht innerorts, Seitenraumbreite 1,50 m ≤ b < 2,50 m

4 a Busbucht außerorts

4 b Fahrbahnrandhaltestelle außerorts

5 a
Bushaltestelle mit Querungsstelle, getrennte Querungsstelle mit differenzierter Bordhöhe  
(gesichert)

5 b
Bushaltestelle mit Querungsstelle, gemeinsame Querungsstelle mit einheitlicher Bordhöhe  
(gesichert)

5 c
Bushaltestelle mit Querungsstelle, getrennte Querungsstelle mit differenzierter Bordhöhe  
(ungesichert)

5 d
Bushaltestelle mit Querungsstelle, gemeinsame Querungsstelle mit einheitlicher Bordhöhe  
(ungesichert)

Übersicht der Musterlösungen
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